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Sind die Herren mit dieser Tagesordnung einverstanden? — Das ist der Fall, ich
constatire dies.

Weiteres liegt nicht vor. Ich schließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung: 1 Uhr 20 Minuten.)

Zweite Sitzung
im Ständchause zu Düsseldorf, am Montag den 5. Dezember 1892.

Beginn: 11'/« Uhr Vormittags.

1- Eingänge
Tagesordnung

2- Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisseder Provinzialverwaltung für die Etats-
iahre 1890/91 und 1891/92. (N, Nr, 1 und 2 des Verzeichnissesder Vorlagen.) Bericht¬
erstatter des Provinzialausschusses: Abgeordneter Dietze.

2- Vorbericht zu dein Haupt-Etat der Prouinzialvcrwaltung für die Etatjahre vom 1. April 1893
bis 31. März 1894 und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. Drucksachen Nr. lü.
Verichtcrstattcrdes Provinzialausschusses: Laudcsdircktor Klein.

4- Haupt-Vtat der Prouinzialverwaltung für die Gtatsjnhre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894
und vom 1. April 1894 bis 31. März 1895. Drucksachen Nr. 1. Berichterstatter des Pro¬
vinzialausschusses : Landesdirektor Klein.

^ Bericht des Provinzialausschusses, betreffend den Vermögensstand des RheinischenProvinzial-
vcrbcmdes. Drucksachen Nr. 1e Berichterstatter des Provinzialausschusses: LandesdirektorKlein.

"- Entscheidungüber die geschäftliche Behandlung der bis jetzt eingegangenenVorlagen.

Stellvertretender Vorsitzender Iauhen: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll führt
W meiner Rechten Herr Abgeordneter Möllenhoff, die Rednerliste Herr Abgeordneter Wallras
M meiner Linken.

Das Protokoll der gestrigen Sitzung liegt auf dem Bureau zur Eiustcht offen.
Ich habe zunächst zur Kenntniß zu bringen, daß nach eine», mir gestern zugekommenen

Telegramm Seine Durchlaucht der Fürst zu Wied mittheilt, daß er den. hohen vm.se semen
aufrichtigstenDank für die ihn fehr ehrende einstimmigeWahl ausspreche, und daß er hoffe,
6"°e dieser oder Anfangs nächster Woche nach Düsseldorf zu kommen und tue Geschäfte des
^""dtages zu führen. , ^ _,, „,..

Weiter habe ich mitzutheilen, daß nach einer Mittheilung des Herrn Obe^mstdenten der
königlicheNegiorunqsrath Dr. zur Nedden als sein Commissaran den Sitzungen des Provmz.al-
Landtags und der zur Vorbereitung seiner Beschlüssegewählte» Commissionenrheilnehmen werde.

Die Herren Geheimer Commerzieurath von Voch-Mettlach, Königlicher Landrath Gras
"°" Nesselrode-Ehreshoven-Lindlar,Rittergutsbesitzer Graf von und zu Hoensbroech-SchlohHaag
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bei Capcllen, Verlagsbnchhändler und Stadtverordneter Marcus-Bonn, Oberbürgermeister Pelzcr-
Aachcn, Bürgermeister Lich-Vödingen, Gutsbesitzer Ney-VIatzheim und Rentner von Monschaw-
Noch hoben gebeten, sie für die heutige und die nächsten Sitzungen von der Theilnahme an unsern
Verhandlungen zu entbinden.

Nach einem ferneren Eingange von Seiten des Herrn Oberpräsidentcnsind die Wahlvcrhand-
lungen über die in den streifen Aachen Land, Barmen Stadt, Coblenz Stadt, Düren, Krcuznach,
Manen, Ottwciler, Saarbrücken, St. Goar, Solingen und Zell stattgehabten Wahlen hier ein¬
gegangen. Ich habe diese Verhandlungen dem Bureau zugehen lassen, damit sie der Wahl-
prüfungscommissionzur Vorprüfung zugestelltwerde».

Endlich habe ich noch mitzutheilen, daß der Nursitzende der Gesellschaft „Verein",
Herr Büsgcn, im Namen der Direktion dieser Gesellschaftdie Herren Mitglieder des Landtages
einladet, während der diesmaligen Tagung die genannte Gesellschaft fleißig zn besuchen.(Bravo!)

Wir können nunmehr in die Tagesordnung eintreten und haben da zunächst den Bericht
des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Pruvinzialvcrwaltuug für die
Etatsjahre 1890/91 und 1891/92 entgegenzunehmen. Berichterstatter des Provinzialaus¬
schusses ist Herr Abgeordneter Dietze, dem ich das Wort ertheile.

AbgeordneterDietze: Meine Herren! Nach H. 102 der Provinzialordimng uom l, Juni 1887
soll der Provinzialausschuß dem Provinziallcmdtage beim Wicdcrzusaminentritt einen Bericht über
die Angelegenheiten der Provinzialverwaltung erstatten. In zwei ausführlichen Drucksachen sind
Ihnen die Resultate der Etatsjahre 1890/91 und 1891/92 mitgetheilt worden. Der Provinzial¬
ausschuß hat mich beauftragt, Ihnen in kurzem Auszuge die Hauptrefultate dieser Verwaltung
vorzutragen. Ich habe die Ehre mich dieses Anftrages hiermit zu entledigen.

I. Abtheilung.
.^. i. Angelegenheiten In 1890/91 sind diejenigen vom 36. Pruvinziallandtagc gefaßten Beschlüssezur Ausführung
b. Provinz««»«««^, gelangt, welche Sie auf den Seiten 2—9 in dem ersten Verwaltnngsbericht aufgeführt finden. Aus

1891/92 ist als denkwürdigesEreignis; zu erwähnen, daß Seine Majestät der Kaiser gcrnht haben, am
4. Mai 1891 in unserem festlich geschmücktenStändchause ein Fest vou dem Pruvinziallandtage
entgegen zu nehmen. Hinsichtlich der Beschlüssedes 36. Proviuziallandtages ist nachzutragen,
daß über die Einquartieruugslast im Frieden ein Bescheid Seitens des Reiches noch nicht ergangen
ist, daß die Wittwen- und Waisenversorgungsanstalt für die Communalbcamtcn der Nheiuprovinz
am 1. Januar 1892 eröffnet worden ist, daß eine Vorlage der Königlichen Staatsrcgierung
bezüglich der gesetzlichen Regelnng des Gemeindcwegebancsnoch nicht eingegangenist, und daß inzwischen
unter dem 22. April 1892 das Gesetz, betreffend die Entschädigung für an Milzbrand gefallene
Thiere erlassen nnd von dem Provinzialansschnffe ein Reglement zur Ausführung dieses Gesetzes
beschlossen worden ist.

, ^- 2- Die Pcrsonalvcräuderungen im Provinzialausschuß sind in beiden Berichten ausführlich
Pl°mnM<m°schuß. „^getheilt. Der Tod hat mehrere laugjährige und verdiente Mitglieder des Provinziallandtags

und Prouinzialansfchnsses hinwcggenouuncn; wir werden denselben dauernd ein treues Andenken
bewahren. Der Provinzialausschuß erledigte 1890/9 l in 9 Sitzuugcu von 19 Tagen 714 G^
schäftssacheu,1891/92 581 Sacheu in 6 Sitzungen von 11 Tagen. Aus dem zweiten Berichts¬
jahre ist hervorzuheben, daß der Provinzialausschuß auf Anfrage der Königlichen Regierung die
Gründe dargelegt hat, wonach er die Einrichtung eines Provinzialgewerbegerichts nicht für angezeigt
erachtet. (Seite 3—5/91.)
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L. Bei der Central-Verwaltuugsbehürbe hat in beiden Jahren eine Vermehrung L. Central-Nerwal.
der Geschäfte stattgefunden, 1890/91 um 4814 Geschästsstücke, 1891/92 um 11 723 in Folge der tungsbchürde.
Neuerrichtungder Wittwen- und Waiscnversorgungsanstalt für die Communalbeamtender Rhein-.
Provinz sowie der Vorarbeiten für die Ausführung des Gesetzes vom 11. Juli 1891 über die
außerordentlicheArmenlast.

Der Wittwen- und Waiscnkasse der Provinzialbecnnten gehörten am Schlüsse Will,«.-u.Waisenlasse.
der beiden Berichtsjahre 285 refp. 286 Beamte an.

<ü. Die allgemeine Finanzverwaltung schloß 1890/91 mit einem Vorschusse von o. Allgemeine Finanz
39 576 M. 47 Pf. ab; nach Deckung dieses Vorschussesverblieb 1891/92 eine Ersvarniß von ««waltung.
22 262 M. 04 Pf., welche Summe an den allgemeinen Baufonds abgeführt wurde.

Die rentbar angelegten Betrüge der einzelnen Fonds sind S. 28 in beiden Berichten
nachgewiesen.

I). u. L, Die Angelegenheiten der Provinzial-Feuer-Societät und der Landes-n, „, ^. Angelegen-
bank nebst dem Meliorationsfonds sind S. 30 und 34 in beiden Berichten durch besondereheiten der Prcwinziai-
Berichte der .Herren Direktoren näher erörtert. Das Vermögen der Feuer-Societät beziffert sich ^"'"^'^
auf 5 800 000 M., die Bilanz der Landesbank auf rund 85 Millionen.

I'' 1 Für landwirthfchaftliche Schulen und fonstige landwirtschaftlichei>vi Landw.Schulen,,.
Zwecke sind verausgabt 1890/91. 100 074 M. 53 Pf.; 1891/92, 154 51? M. 40 Pf. w.stige landw.Zwecke.

Die beiden Landwirthschaftsschulen zu Bitburg und Eleve wurden 1891/92 von
^44 Schülern besucht, im Vorjahre von uur 284. Die Zahl der Schüler der landwirthfchast-
Uchen Winterschulcn stieg von 312 im Jahre 1890/91 auf 443 im Jahre 1891/92, die Zahl
der lllndwirthschllftlichcnWintcrfchulen felbst von 14 auf 19.

Die Beseitigung der wucherischen Niehleihe, die Zwecke der Viehzuchtund die Errichtung
""er Weinbauschnlc habru die wünschenswerthe Förderung erfahren. — Von dem von dem
2?- Prouinziallandtagc f. Zt. aus dem Ständcfonds bewilligten Obstbaufonds von 60 000 M.
ist ein Nestbetrag von 1677 M. 07 Pf. dem landwirtschaftlichen Etatsfonds zugeführt worden
und nunmehr die Angelegenheit erledigt. — Aus Fonds für Meliorationen und Aufbesserung
d°r wirtbschaftlichcn Verhältnisse in den nothleidenden Gebirgsgegenden der Provinz sind
w beiden Jahren rund 94 000 M. verausgabt worden. — Von den vom 28. Prouinziallandtage
"' Mge von Ueber schwemmungen und Mißernten bewilligten Mitteln ist im Jahre 1891/92
d« letzte Beihülfe im Betrage von 21 000 M. der Gemeinde Meiderich ausgezahlt worden nnd
auch diese Angelegenheitnunmehr erledigt.

I?. 2 Die s Zt vom Ständcfonds vorgeschossenenKosten zu Neu- und Um- i< Stänbefonds.
bauten ans dem Nittergute Desdorf sind im Nestbetrage von 5100 M. 1890/91 erstattet
""den; die auf den. Gute errichtete Ackerbauschule ist 1891/92 eröffnet worden.

6. Die Königliche Staatsregierung hat auf ihren einmaligen Zuschuß von 166 666 M. tt.Kunstu.Wissenschaft.
zur Erbauuug der Provinzialmuseen abschläglich bereits 141 000 M. gezahlt; das Provmzml-
""'smm zu Bonn wird Frühjahr 1893 fertiggestellt.- Der Stand der Angelegenhe.tenund d:e
Verwendung der Fonds für Kunst uud Wissenschaft, Denkmälerstatls tt. Herstelln^ des
geschichtlichen Atlas der Nheinprovinz, monumentale Ausführung der bei Gelegenheitdes Kmser-
Wes im Jahre 1884 im Treppenhause des Stäudehauses aufgestelltgewesenen Flgurengruppe,
Dichtung eiues Kaiscr-Wilhelm-Denkmals, Standefonds, gemeinnützlge zugleich tue
Interessen der Provinzial-Feuer-Societät fördernde Zwecke, Hebung und Förderung der
«ewerblichen Thätigkeit sind in beiden Berichten auf da« Eingehendstebehandelt.
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II. Abtheilung.
^, LcmdarmümueM. ^. Die Kosten des Landarmenwesens sind stetig gestiegen; 1891/92 sind nahezu

890 000 M. verausgabt und wurden 6171 Parteien unterstützt. Bezüglich des Ankaufes des
Langenfelder Hofes und bezüglich der durch das Gesetz über die außerordentlicheArmenlast dem
Provinzialverbande erwachsenden Lasten wird auf den besonderenBericht des Prouinzialausschusses
verwiesen,

tt. ,jwang>3clziehunss 1i. Für die Zwangserziehung verwahrloster .Kinder sind in beiden Jahren je
verwahrlosterKind«, nahezu 200 000 M. verausgabt, welche zu gleichen Theilen auf Staat und Provinz entfallen.

Ende 1890/91 waren 1144, Ende 1891/92 1185 Kinder in Zwangserziehung.
<i. Polizeistrafgelder. 0. Aus den Polizeistrafgeldern sind in beiden Berichtsjahren, Zuschüsse für die

Unterbringung von je rund 5600 verlassenenund verwaisten Kindern gezahlt worden.

M. Abtheilung.
Verwaltung der Pro- In dem Abschnitteüber die Verwaltung der Proviuzialinstitute sind zunächst in

uinzin,>nstitutt>. beiden Berichten die finanziellenErgebnissesowie der Stand des allgemeinen Baufonds mitgetheilt.
Was die Frequenz der einzelnen Anstalten anbelangt, so befanden sich in den Provinzial-

Irrenanstalten Ende 1890/9l 2400, Ende 1891/92 2490 Geisteskrankeund in den Irren¬
anstalten klösterlicher Genossenschaften Ende 1890/91 592, Ende 1891/92 «73 Kranke;

in den 6 Provinzial-Taubstnmmenanstalten, sowie in den Vcrcinsanstaltcn zu
Aachen und Köln sind 1890/91 410, 1891/92 439 taubstumme Kinder unterrichtet worden,
abgesehen von 9 geistig schwachenTaubstummen in der Idiutenanstalt zu Essen; in der
Provinzial-Nlindenanstalt zn Düreu waren am Ende der beiden Berichtsjahre 138 resp-
151 Zöglinge der lluterrichtsabthcilung und 20 resp. 24 Zöglinge der Arbeitcrabthcilnng

1890/91 583, 1891/92 732 Geburten
zn verzeichnen und bildete 39 und 40 Schülerinnen zn Hebammen aus; in der Provinzial-
Arbeitsanstalt war die Belegstück 1890/91 durchschnittlich1035 Köpfe, 1891/92 997 Köpft:

im Land armen Haus wurden durchschnittlich1890/91 405 Personen, 1891/92 412
Personen verpflegt;

der Bestand an Epileptikern in den Anstalten zu Aachen, Nath, Nethel und im Land¬
armenhaus war Ende der beiden Jahre 46? resp. 511; für idiotische Kinder wurden 1890/91
11300 M und 1891/92 19 300 M. gezahlt.

IV. Abtheilung.
^.Landwirtschaftlich!: ^. In der Organisation der landwirthschaftlichenNerufsgenossenfchaft und in der
Verufssserwssenschaft.Zahl der Betriebe sind Aenderungen nicht eingetreten. 1890 91 gelangten von 825 angemeldeten

Unfällen 593 Fälle znr Entschädigung durch Feststelluugsbescheideder Genossenfchaftsorganc,
1891/92 von 1599 Unfällen 888 Fälle. Die Gesammtausgabe der Genossenschaftund Sektionen
betrug 1890/91 159 463 M. 21 Pf. und 1891/92 278 46? M. 65 Pf.

!!. Unfallversicherung L. Das Gesetz, betreffend die Unfallversicherung der bei Bauten beschäftigten
der Bauarbeiter. Personen, findet Anwendung auf 1860 bei der Proviuzialverwaltung beschäftigteBauarbeiter.

Der Provinzialverband ist znr Uebernahme der durch die Versicherungseiner Arbeiter entstehende"
Lasten für leistungsfähig erklärt worden, als Ausführungsbchörde ist der jedesmalige Landes-
direttor bestimmt. Bis Ende 1891 sind durch die Versicherung der Provinz 3049 M. Koste"
entstanden.
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(> An Entschädigungen für getödtete rotzkranke Pferde nnd lnn gen kranke u.Gntschädic,u»ssenfür
Rinder sind gezahlt worden 1890/91 für 43 Pferde 20 806 M. 25 Pf. nnd 1891,92 für gctodtck rotzkr.Mc
25 Pferde 12 841 M. 25 Pf. »nd für 28? Rinder 72 895 M. 17 Pf. — Im Jahre 1891 ""^ "'
waren 149 430 Pferde und 995 19? Rinder vorhanden,

1). Die Hengstkörgebühren sind nnuerändcrt geblieben. "> ^ngstkölssMUMn.
1'. Die Pensionskasse der Landbürgcrmeistercien und Landgemeindender Rhein- «. Pcnsionsiasstder

Provinz zahlte 1890/91 für 102 Bürgermeister nnd Forftbeamte 71448 M. 51 Pf, „„d 1891/92 ^'"dbürgermc.st««^.
für 113 Pmsiomrtc 89 882 M, 27 Pf.

I'' Die Wittwen- und Waiscnvcrsorgungsanstalt für die Commnnalbeamten der i'Wittwe u.Wmstn-
3theinprovinzist am 1. Januar 1 892 eröffnet worden. ' ^rsor«>m<Mnstau.

V. Mtheilnuss.

Die Prouinzial-Straßenverwaltnng zählt nach wie vor 21 Vauinsvektionenmit Prcwmzial-Straße,!-
je rund 10 Aufsichtsbeainten. Die durch das stete Anwachsen der Geschäfte heruorgetrelenen w>rwaitm><,.
Uebclstände sind wie in dem Berichte über das Jahr 1890/91 gesagt ist, Gegenstand eines
besonderenBerichts an den Provinziallandtag.

Die Kosten der örtlichen Verwaltung und der Veanfsichtigung der Prouinzialstraßen
betrugen 1891/92 rnnd 575 00« M. oder pro Kilometer 8? M. 90 Pf. gegen 85 Hl. 73 Pf.
w Vorjahre. Die bauliche Unterhaltung kostete 1891/92 für 6850 Kilometer 3 509 488 M. oder
V« Kilometer 512 M. 30 Pf. gegen 519 M. 8? Pf. im Jahre 1890/91. — Ueber die Banm-
pflanzungen an den Straßen, - den Fonds zu Erneueruugs- und Umbauteu, — Fonds
für den Neubau uou chanfsirtcn Wegen,-^ die Mitbenutzung der Straßen durch Bahnanlagen,
^ Uebernahme von Provinzialstraßcn, — den Finalabschluß, — den Sammelfonds,
^ den Reservefonds, — den Nebcnfonds, — sowie endlich über die Unterstütznngdes Ge¬
meinde- und Krciswegebaues enthalten beide Berichte die eingehendstenDarlegungen.

Das, meine Herren, ist der Auszug aus den beiden Verwaltungsberichten, den ich mir
die Ehre geben wollte, Ihnen vorzutragen. Ich schließe hiermit meinen Vortrag, wenn nicht von
Ihnen eine weitere Aufklärung verlangt wird.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich stelle den Gegenstand znr Diskussion nnd
theile das Wort dem Abgeordneten von Grand-Ry. ^ ^

Abgeordneter von Grand-Ry: Meine Zerren! Der Herr Referent hat schon darauf
"uf'»°rtsa,n gemacht, daß die Bemühungen zur Ausgleichungder Einqnartierungslast der Provmz,
b'° in dankenswerther Weise seitens der Provinzialverwaltung gemacht worden sind nnd die i«
auch nach dem Bericht noch fortgeführt werden, bisher leider noch keinen Erfolg gehabt haben.
Ich weiß, daß diese Frage auch in Petitionen bei den, Reichstage zur Sprache kommenwird,
u»d es ist unzweifelhaft, daß der Druck tu den ärmeren Gegenden dnrch die sich immer wieder¬
holende Einqnartiernngslast anßerordentlichschwer und tief empfunden wird. Ich will nur darauf
aufmerksam machen, 'daß einzelne von den Lenten bis zu 4 M. am Tage znsetzen müssen und
daß wieder auf längere Zeit bis zu 184 M. zugefetzt worden ist, daß Ortsbezrrke°o" 3700 Ein¬
wohnern während 15 Tagen 2000 Mann zur Einquartierung gehabt haben. Einem Ort Kelberg
"it 370 Seelen wurdeu 27 Offiziere, 647 Mann und 31 Pferde mehrere ^age lang auferlegt
Daß für diefe Gegenden eine derartige Belastung sehr schwer empfunden wird, ist zweifellos und
W sich auch in den Petitionen wiederholt kund gegeben. Ich habe nnn, meine Herren, leider
"Hl die Hoffnung, daß diese Last, namentlich nicht durch Erhöhung der Einquartierungsgelder,
beseitigt werden wird nnd zwar mit Rücksicht auf die finanzielle Tragweite dieser Maßregel.



16 37. RheinischerProvinziallandtag, 2, Sitzung am 5. Dezember 1892,

Ich möchte hier nur einen anderen Gedanken anregen nnd der Proviuzialverwaltnng
znr Erwägung geben, der in den anderen Provinzen, in Westfalen, schon seine Ausführung
erhalten hat. Das ist die Acquisition eines besonderen Platzes, eines großen Raumes, wo die
Manöver abgehalten werden können. Es wird damit freilich nicht Alles erreicht, aber doch ein
Theil der Last beseitigt, und ich möchte anch glauben, daß, wenn die Militärbehörde sich zu
einem derartigen Gedanken bekennt uud zur Ausführung die Hand bietet, die Provinz ihrer¬
seits wohl daran thäte, im Interesse der ärmeren Bevölkerung dort eiuen Zuschuß zu gewähren,
um einen solchenPlatz zu acquirircu.

Ich verhehle mir uicht, meiue Herren, daß es der Rhciuproviuz vielleicht nicht so
leicht sein wird, wie es in Westfalen der Fall war, eine solche Stelle ohne unverhältuißmäßigc
Kosten zu finden.

Meine Herren! Ich möchte diesen Gegenstand verlassen und zuletzt uoch meiue Freude
darüber aussprcchcn, daß bei der Negulirung der Pensionsverhültnisse nnnmchr anch die
Wittwen- und Waisengeldbeiträge fallen und die Pruvinzialvcrwaltung in zuvorkommendster
Weise dem Wunsche entsprochen hat, der in der vorigen Tagnng geäußert worden ist. Ich
möchte aber auch die Bitte uud die Hoffnuug uoch weiter darau kuüvfcu, daß Sie endlich auch
zu der Feststellungeines Rormal-Vesoldungs-Etats für die oberen Beamten kommen nnd dadurch
für diese feste Verhältnisse schaffen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Es hat sich sonst Niemand zum Wort gemeldet.
Ich darf wohl feststellen,daß der hohe Landtag den Bericht des Provinzialausschusses über
diesen Gegenstand genehmigt.

Wir kämen zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung:
Vorbericht zu dem Haupt-Etat der Provinzialverwaltung für die Etats¬
jahre vom 1. April 1893 bis 31. März 1894 uud vom 1. April 1894 bis
31. März 1895.

Ich ertheile das Wort dem Referenten, Herrn Landeödirektor Gehcimrath Klein
Laudcsdircktor Klein: Dürfte ich vielleicht den Herrn Präsidenten bitten, den Hanvt-

Etat damit zu verbinden?
Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Ja, das geschieht.
Laudcsdircktor Klein: Meine hochzuverehreudeuHerreu! Der Haupt-Etat nebst den

Spczial-Etats der Prouinzialuerwaltuug ist Ihnen so zeitig zugegangen, daß Sie Gelegenheit
gehabt haben, das umfangreicheZahlenmaterial vorher durchzuscheuund sich mit der finanziellen
Lage unserer Verwaltung näher bekannt zu machen.

Da in dem Ihnen gleichzeitigmitgetheilten Vorbcrichte zu dem neuen Voranschlag die
Abweichungenvon dem setzt geltenden Etat nachgewiesenund näher erläutert sind, so kann ich
mich, weun ich nicht das gedruckt vor Ihneu liegende Material wiederholen will, nur auf einige
ergüuzcude Ausführnugcn beschränken. Diese Ergänzungen dürften sich am zweckmäßigstenund
am übersichtlichste,: an die einzelnen Positionen des Hanpt-Etats anschließen.

Indem ich Sie, meine Herren, bitte, mir zn diesem Behufe zu eiuer curfurifchcuDurch¬
sicht des Haupt-Etats zu folgen, will ich versuchen, das trockene Zahlenmaterial, welches ich Ihnen
hierbei vorführen muß, dadurch zu beleben, daß ich im Anschlüsse an die Zahlen ein Bild unserer
Verwaltung Ihneu vorführe und hierbei insbesondere die Vorlagen erwähne, welche Sie in dieser
Session beschäftigenwerden.

Ihre Zustimmnng voraussetzend, beginne ich in diesem Sinne mit Titel I der Einnahmen
des Haupt-Etats.
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Dieser Titel weist die bekannten Dotationsrenten des Staates nach. Diese Dotations¬
renten zerfallen in zwei Kategorien, welche in dem Etat unter ^, und L getrennt aufgeführt sind.
Die erstere Rente im Betrage von 1756736 M. ist für die im Dotationsgefetze im §. 4 auf¬
geführten 6 Zwecke gegeben worden, denen neuerdings als siebenter Zweck auf Grund des Gesetzes
vom 28. Juli 1892 die Förderung der Kleinbahnen hinzugetretenist. Für die Herren, welche
neu in das hohe Haus eingetreten sind und sich noch weniger mit den Prouinzialangelegenheiten
bekannt gemacht haben, gestatte ich mir die 6 übrigen Zwecke, für welche die Dotationsrente von
1756736 M. dienen soll, kurz anzuführen.

Die Ueberweisungist erfolgt:
1, Zur Fürsorge für den Neubau von chaussirten Wegen und Unterstützung des Gemeinde-

und Kreiswegebaues.
2, Zur Beförderung von Landes-Meliorationen, soweit sie nach Zweck und Umfang

°we nicht über das provinzielle Interesse hinausgehende Bedeutung haben.
3, Zur Bestreitung der Landarmen- und Korrigendenkostenund bezw. Beihülfe an

Landarmenverbände.
4, Zur Fürsorge bezw, Gewährung von Beihülfen an Irren-, Taubstummen- und Blinden¬

anstalten.

5, Zur Unterstützung milder Stiftungen, Nettungs-, Idioten- und anderer Wohlthätigkeits¬
anstalten.

6, Zur Leistung von Zuschüssen für ähnliche im Gesetze vorgeseheneVerwendungen.
Außerdem soll nach H. 5 des Dotationsgesetzes die allgemeine Dotationsrente zur Be¬

streitung der allgemeinen Kosten der Verwaltung dienen.
An Dotationsrenten zu speziellen Zwecken sind gegeben worden: 2 Renten für das Heb-

ammenwesen. Diese Renten finden Sie auch bei den Ausgaben für das Hebammenwesenbezw,
n den betreffendenSpezial-Etats als verwendet nachgewiesen. Ferner eine Rente für die niederen

landwirthschaftlichenSchulen im Betrage von 12 600 M., welche bei dem landwirthfchaftlichen
^lat zur Verausgabung gelangen. Sodann die Dotationsrente für die Uebernahme der Unter¬
haltung der ehemaligen Staatsstraßen im Betrage von 2 056 233 M., welche im Straßen-Etat
"ls Einnahme aufgeführt und dort zur Bestreitung der Ausgaben der laufenden Strahenunter-
haltung eingestellt sind. Es sollen davon rund 2300 1cm Staatsstraßen unterhalten werden.

Endlich ist hier noch ein Antheil der Straßenunterhaltungsrente der Provinz Westfalen
W erwähnen, welcher mit 2350 M, im Etat figurirt. Dieser Antheil ist auf Grund eines Er¬
kenntnisses des Oberverwaltungsgcrichts auf die Rheinprouinz aus dem Grunde übergegangen, weil
"e Nheinprovinz eine früher zu Westfalen gehörige Straßenstrecke in Oberbonsfeld bei der Ein¬
verleibung diefer Gemeinde in die Nheinprovinz übernommen hat.

Das, meine Herren, sind die Einnahmen an Dotationsrenten.
Titel II der Einnahme hat die Prooinzialabgaben zum Gegenstande. Dieselben sollen

^?50 000 M. oder 450000 M. mehr betragen, als in der jetzt laufendenEtatsperiode. Da die
Höhe der Provinzialumlagen durch die zu leistendenAusgaben bestimmt wird, so bitte ich, mir
iu gestatten, nach Erläuterung der Ausgaben am Schlüsse meines VortragS auf den Titel II
es Etats, Prooinzialabgaben, zurückkommen zu dürfen.

Titel III betrifft die Kreisrente, welche von der Provinz vereinnahmt und nach Maß¬
gabe des Gefetzes an die Kreise vertheilt wird.

Titel IV hat die Einnahme aus Nebenfonds zum Gegenstande. Unter dieser Bezeichnung
"'«fassenwir die Einnahmen aus den der Provinzialverwaltung unterstelltenInstituten, welche mit
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selbstständigen Fonds ausgerüstet eine eigene Vcrmögensuerwaltung haben, wie die Landesbank,
die Provinzial-Feuer-Societät und der RheinischeMelioratiousfonds,

Die Einnahmen aus der Landcsbank anlangend, so sind diese in zwei Posten aufgeführt,
nämlich unter Nr. 1 Zinsen des Stamm- und Reservefonds mit 240 000 M. und unter Nr. 2
Antheil an den Ziusüberfchüsfeumit 100 000 M. Die Zinsen rühren daher, daß die Landesbank
ursprünglich mit 5 000 000 M. dotirt und dabei bestimmt worden ist, daß der Provinzialuerband
für dieses Geld, welches er der Landesbank zum Geschäftsbetriebeüberlassen, in erster Linie Zinsen
beziehen soll. Diese Zinsen würde die Provinz ja auch haben, wenn dieses Geld, das damals
großtentheils in 4"/«igen Eonsols angelegt war, in diesen Papieren angelegt geblieben wäre.

Uni eine getrennte Rechnung zwischen der Provinz und der Landcsbank zu haben, war
also bestimmt worden, daß in erster Linie von dem Stamm- und dein Reservefonds im Gesammt-
betrage von 5 000 000 M. 4"/» Zinsen au die Provinz abgeführt werden sollten. Dasjenige,
was nach Abführung dieser Zinsen bei der Landesbank weiter verdient wird, stellt erst den
Gewinn der Landesbank dar. An diesen:Gewiuu soll der Provinzialuerband mit einem mäßigen
Aetrage Theil nehmen, und ergibt dieses den zweiten Theil der Einnahmen aus der Laudcsbank.
Diese Theilnahme an dem Gewinne erscheint gerechtfertigt, weil der Provinzialuerband das Risiko
für die Geschäfteder Landesbank trägt.

In diesen beiden Einnahmeposten ist in dem vorliegenden Etatsentwurfe die Aenderung
eingetreten, daß Zinfen von 6 000 000 M. gegen 5 000 000 M. im laufenden Etat eingestellt
sind, d. h. 240 000 M. gegen 200 000 M. früher, oder 40 000 M. mehr. Diese Erhöhung der Zinscn-
einnahme beruht auf einer Vermehrung des Reservefonds der Landcsbank um 1 000 000 M. Die
Landcsbank hat nämlich zwei Reservefonds ^ und t;. Der erstere Fonds besteht in einer
festen Kapitalsumme und dient gewissermaßenals Stammfonds. Derselbe soll für Schäden nur
in ganz außergewöhnlichenFällen herangezogenwerden. Der Reservefonds L dient für Verluste
aus der lanfenden Verwaltung uud fließen demselben alle Ucberschüsse der Landcsbank zu. Der
Reservefonds ll war zwischenzeitlich so angewachsen,daß demselben1 000 000 M. entnommen und
dein Reservefonds ^, zugeführt werden konnte. Letzteres ist auf Vorschlag des Kuratoriums der
Landcsbank Seitens des Proviuzinlausschusscsbeschlossen worden. Es hatte dies zur Folge, daß
jetzt im Ganzen 6 000 000 M. Seitens der Landesbank zu verzinsensind, uud zwar 3 000 000 M-
Stammkapital und 3 000 000 M. Reservefonds, Es ergibt dies au Zinsen 240 000 M., also 40 000 M>
mehr als seither. Dagegen sind als Antheil an den Ueberschüsscnnur 100 000 M. gegen 120 000 M-
im früheren Etat, also 20 000 M. weniger eingestellt. Es rührt dieses daher, daß die Ucber¬
schüsseder Landcsbank, an welchen die Provinz partizipirt, nach Abführung des uorbesprochenen
Mehrbetrages von 40 000 M. Zinsen nicht mehr so groß sein können wie bisher Die bezügliche
Einnahme müßte eigentlichum 40 000 M. kleiuer sein, allein es ist hierbei zu bedenken,daß die
Geschäftesich inzwischensehr ausgedehnt und dadurch die Einnahmen sich gehoben haben. Es sind
zwischenzcitig 20 000 000 M. mehr Darlehen ausgegeben worden. Wenn wir nuu auch bei den
3'/2 prozentigen Darlehen nichts gewinnen, so gewinnen wir doch an den 4prozcntigcn und den
noch hühcr verzinslichenDarlehen, die sich auch unter den 20 000 000 M. befinden, fodaß '">>.'
annehmen können, daß die nach Abführung der Zinsen mit 240 000 M. an die Provinz verblei¬
benden Ueberschüsse nicht um 40 000 M. kleiner sein werden, wie bisher. Vei dieser Sachlage
haben wir geglaubt, den Antheil der Provinz an den Ueberschüssenauf 100 000 M,, "ls"
20 000 M. weniger wie bisher, ansetzenzu sollen, sodaß aus dem Zinsgcwinn der Landesbank
insgesammt der Provinz 340 000 M. zufließen. Die Gesammt-Uebcrschüsse,wie die .Herren
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aus dem Verwaltungsberichle ersehen, können zwischen 450 und 500 000 M. betragen, so bleibt
immerhin noch ein sehr hübscher Posten für den Reservefonds L übrig.

Die Ueberschüsse aus der Feuer-Societät anlangend, so beruht die desfallsige Einnähn,e
auf dem §. 22 des neuen Reglements für die Provinzial-Feuer-Societät. Es ist dort bestimmt,
d«h, nachdem der Reservefonds die gesetzlicheHohe erreicht hat, ein Theil der Ueberschüsse zu
gemeinnützigen, zugleich die Interessen der Societät fördernden Zwecken verwendet werden soll.
Man hat hierbei allerdings an keine übermäßigen Summen gedacht, fondern an folchc Ueberfchüsse,
d'° sich zu einer Nückuertheilung aus die Societätsgeuossen nicht eignen, weil dabei nur ein
minimaler Vruchtheil eines Pfennigs auf die Mark herauskommen würde. Sollte die Societät
fortgesetzt so gute Geschäfte machen wie im vorigen Jahre, was aber bereits im laufenden Jahre
nicht der Fall gewesen ist, — im laufenden Jahre wird, wie ich in Pamnthese bemerken möchte,
sehr wenig übrig bleiben, — fo wird selbstredend, das Gros der übrig bleibenden Summe den
Societätsgenossen zustießen und es wird nur ein bescheidener Theil der Summe - wir haben
60 000 M. im Etat vorgesehen - für gemeinnützige Zwecke zur Verwendung gelangen.

Die dritte Einnahme aus Nebenfonds gewährt der Zinsgewinn aus dem Nhcinifchen
Meliorationsfonds; derselbe beträgt 50 000 M., weil der Fonds sich auf 2 000 000 M. beläust
und hiervou nach den statutarischen Bestimmungen 2'/° °/o Zinsen entrichtet werden müssen, so daß
"lso von den 2 000 000 M, 50 000 M, zur Vercinnahmung gelangen. Die Oesuminteinnahmen
des Titels I V stellen sich demnach auf 450 000 M, oder 50 000 M. höher wie früher, wovon
20 000 M. auf die Einnahmen aus der Bundesbank und 30 000 M. auf die Ueberfchüsse der Provin-
Ml-Fcuer-Eocietät entfallen. Die Verwendung dieser 450 000 M. wird in einem besondern Aus¬
gabe-Titel — Nr. IV — nachgewiesen. Tort werden Sie, meine Herren, insbesondere finden,
^ß die Verwendung für solche gemeinnützige Zwecke geschieht, für die man glaubt, nicht in
nster Linie die Steuerkraft der Provinz in Anspruch uehmen zu können und zu sollen

Titel V hat nur die Einnahmen an Zinsen von vorübergehend rentbar angelegten
Beständen zum Gegenstände und konnte diese Position nach dein Durchschnittsertrage der beiden
letzten Jahre um 1000 M, höher angesetzt werden. Die Gesammteinnahmen des Haupt-Etats,
"»soweit dieselben durch die Kasse der Landesbank für Nechuung der Provinzialverwaltung fließen,
betragen demnach 8 381 000 M. gegen ? 880 000 M. in der laufeuden Etatsperiode oder 501 000 M.
"°hr wie bisher. Diefer Mehrbetrag setzt sich zusammeu ans 450 000 M Mehrmnageu für
^s Landarmenwesen, 50 000 M. Mehreinnahmen aus den Nebeufonds uud 1000 M. Mehr-
°"'nahme ans der Verzinsung der laufeuden Bestände, Zu diesen direkten Einnahmen des pro-
"inzialverbandes treten dann, wie aus den Spezial-Etats hervorgeht, noch die Emnahmen der
"nzelnm Verwaltungszweige und Institute. Es siud dies Einnahmen, welche z. B. d« Irren¬
anstalten aus der Landwirthschast und den Pflegegeldern für Kranke haben, ferner das ,^and-
"menwesen ans Zahlungen an Vervflegnngsbeiträgen u. s. w. bezieht Drese Emnahmen
betragen zusammen 5 348 679 M. 36 Pf., sodaß die Gesammteinnahmen der Provinz steh auf
13 729 679 M. 36 Pf. belaufen. , . ,. ,>. .,.

Wenn ich nun zu den Ausgabe» übergehen darf, so habe rch m erster Lmre zu erwähnen
Ue auf der Dotationsrente ruhende» Ansgabeverpflichtuugen, welche ge,etzluh nnt der Dotattons-
""e von der Provinz übernommen werdeu muhten. Diefe Ausgaben bestehen m Ren en, w zu
Men sind; es sind dies größteutheils Fruchtrenten, deren Ablösung WM noch mcht gelnngeu
5 Es sind hierzu Versuche gemacht worden, allein die Nentenemp anger glaubleu besser zu
l°hren, weun sie sich an diese Rente halten. Ein gesetzliches Mittel, dre Ablösung zu erzwungen,
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besteht nicht. Wir müssen also diese Renten vor wie nach in der bisherigen Weise weiter
bezahlen. Außer diesen Renten findet sich in Titel I unter L ein Ausgabeposten ante lineaiu
im Vetrage von 50 000 M. aufgeführt. Diese Position beruht auf einem Beschlusse des
26. RheinischenProuinziallandtags, wodurch bestimmt ist, daß zur dauernden Erinnerung an das
Fest der goldenen Hochzeit Ihrer Majestäten des Hochseligen Kaisers Wilhelm und der Hochseligen
Kaiserin Augusta 50 000 M. aus der Dotationsrente als Wilhelm-August«-Stiftung vorab
genommen weiden und für Zweckedes Taubstummenwesens Verwendung finden sollen. Diese
50 000 M, werden in den Einnahmen des Taubstummenwesens nachgewiesenund für Zwecke des
Taubstummenwesens verwendet.

Der folgende Titel II der Ausgaben ist gewissermaßen die 8sä«8 rnatei-ias unserer
gesammten Verwaltung. Dieser Titel ist der bedeutungsvollste und interessanteste des ganzen
Etats. Aus seinen Ziffern läßt sich ein Neberblicküber die gefammte Verwaltung gewinnen.
Ich werde mir deshalb erlauben, diesen Titel etwas ausführlicher zu besprechen.

Unter Nr. 1 des Titels II finden Sie zunächst die Zuschüsse an den Etat des Provinzial-
landtags,desProvinzialansschusses und der Provinzial-Central-Verwaltungsbehürde mit201200 M.
aufgeführt gegen 217 500 M. in der laufenden Etatsperiode, also weniger 16300 M. Dieses
Weniger ist indessen blos scheinbar und beruht darauf, daß die Beamtcnpensionen, welche
früher in dicfem Etat enthalten waren, jetzt ausgefchiedenund auf einen besonderen Pcnsiuns-
Etat übergeführt wurden sind.

Dieses Verfahren hatte zur natnrgemäßen Folge, daß der Etat für die Central-
stelle um den Betrag dieser Pensionen, das sind 16 000 M., entlastet und demnach der erforderliche
Zuschuß für diesen Etat um so viel geringer wurde. Dagegen finden sich diese 16 000 Nt.
in dem folgenden Etat für Pensionen u. f. w. unter Nr. 3 wieder.

Abgesehen von dieser Aenderung hinsichtlichder Pcnsiunsbeträge ist bei dem Etat für
den Provinziallandtag, den Provinzialausschuß und der Provinzial-Central-Verwaltungsbehürde
eine Mehreinnahme oder Mehrvcrwendung nicht vorgesehen.

Die Gesammtausgaben des Etats des Provinziallandtags, des Provinzialausschussesund
der Central-Verwaltungsbehörde betrage», wie Sie aus der letzten Colonne ersehen, 361200 M,
wovon im Wege des Zuschusses aus der Dotationsrente 201200 M, und 160 000 M. durch
eigene Einnahmen, d. h. Zuschüsse anderer Verwaltungszweige gedeckt werden. Die Fragen, wozu
diese 361 200 M. verwendet werden und woher die eigenen Einnahmen im Einzelnen rühren,
finden Sie, meine Herren, im Einzelnenbeantwortet in der Anlage 1 Seite 17 in dem Spczial-Etal
für den Provinziallandtag, Provinzialausschuß und für die Prouinzial-Centralverwaltung. Sie werden
bei der Durchsicht dieses Etats sich davon überzeugen, daß es trotz der erheblichenVermehrung
der Geschäfte, trotz des Hinzutrittes neuer, viele Arbeit erheischenderAufgaben, wie der außer-
ordentlichen Armenpflege, des Gesetzes über die Vorausleistung zu den Kosten der Wegeunterhaltung,
dennoch gelungen ist, mit denselben Geldmitteln wie in dem Vorjahre auszukommen.

Es war dieses keine leichte Aufgabe, deren Lösung nur dadurch möglich geworden ist,
daß wir einestheils Civil-Supernumerarc auf Grund des Gesetzesvom 21. Juli d. I. vom 1- Ok¬
tober d. I. ab einstellenkönnen und damit Arbeitskräfte gewinnen, welche in der ersten Zeit unent¬
geltlich und dann gegen eine geringe Vergütung thätig sind, und anderntheils auf eine sorgfältige
Verkeilung der Arbeiten und möglichsteAusnutzung uud Anspannung der vorhandenen Kräfte
Bedacht genommen haben.

Nr. 2 betrifft den fchon erwähnten Spezial-Etat zur Zahlung von Pensionen, Wittwen-
nnd Waisengeldern für Provinzialbeamte.
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Der Herr Abgeordnete von Grand-Nh hat soeben seine Befriedigung darüber ausge¬
sprochen, daß der Provinzialausschuh, der Anregung des Landtags Folge gebend, eine Vorlage zur
Aufhebung der Wittwen- und Waisengeldbeiträgeder Beamten gemacht hat.

Im Anschlüssean diese Vorlage glaubte der Provinzialausschuh noch einen Schritt
weiter gehen und Ihnen den unter Nr. 2 aufgeführten neuen Etat vorlegen zu sollen.

Nachdem nämlich die Verpflichtung der Beamten zur Zahlung von Beiträgen aufgehoben
sein wird, liegt kein Interesse mehr vor, noch eine gesonderteWittwen- und Waisenkasse beizu¬
behalten, was bis jetzt der Fall war. Wird aber die gesonderte Wittwen- und Waisenkasseauf¬
gehoben,so empfiehlt sich, die Wittwen- und Waisergelder mit den zu zahlenden Pensionen in
einem Etat zusammen zu fassen. Es hat dies, meine Herren, große Vorzüge. Zunächst haben
Sie in einem solchen Pensions-Etat ein klares Bild vor Augen darüber, wieviel an Pensionen,
Wittwengeldern und Unterstützungen im Ganzen zu entrichten ist. Es sind dies, einschließlich
emer Summe von 15 12? M. für neu eintretende Pensionirungen und Zahlungen von Wittwen-
und Waifengcldern insgesammt 227 000 M,, wovon 98 280 M. aus der Dotationsrente und
128 920 M. aus Beiträgen einzelner selbstständigcrVerwaltungszweige herrühren. Wir haben uns
"»gehend mit der Frage befaßt, wieviel an diese Kasse jährlich abzuführen sei, damit sie mit einem
regelmäßigfortlaufendenZuschüsse immer ihre Verpflichtungerfüllen könne. Wir sind hierbei zu dein
Resultate gekommen, daß 15°/« der Gehälter der Beamten diejenige Summe sein würde, welche für
diesen Zweck erforderlich ist. Diesem Prozentsatze liegt die Annahme zu Grunde, daß 5°/« der
Gehälter zur Zahlung der Wittwen- und Waisengelder erforderlichseien, während 10°/« der Ge-
Mter den Satz darstellen, welcher früher als Pensionsbeiträge in der staatlichen Verwaltung
Rechnet und gezahlt worden ist. Den hiernach ermittelten Gesammtbeitragvon 15"/« haben wir

^n der Hand mathematischer Berechnungen geprüft und für ausreichend befunden, und sollen
dementsprechend15°/» aller Gehälter als fortlaufender Zuschuß an den Etat der vereinigten
^ensions-, Wittwen- und Waisengelder abgeführt werden. Dieser Beitrag wird für die Beamten
er Centralstelle mit Ausschluß der Beamten der Straßenverwaltung und für die Beamten der

^wvinzialllnstalten als Zuschuß aus der Dotationsrente und für die Beamten der Provinzial-
«euer-Socictät, der Landesbank,der Provinzial-Straßenverwaltung, der landwirthschaftlichenUnfall¬
versicherung und der Inualiditäts- und Altersversicherungsanstaltaus deren Fonds gezahlt.

Es hat dies nun den großen Vortheil, daß, wenn ein Beamter heute bei der Invaliditäts-
"nstalt. morgen bei der Landesbank, übermorgen bei der Feuer-Societät — ich sage „morgen"
"üb „übermorgen", verstehe aber darunter große Zwischenräumc— dann wieder beider Eentral-
stelle beschäftigtist, wir später bei der Pensionirung nicht weitläufige Auseinandersetzungenwegen der
Zahlung der Pension bezw. der Wittwen- und Waisengelderbezw. der Berechnungder Antheile der
"nzelnen Institute und Verwaltungszweige an den zu leistenden Zahlungen haben. Dadurch,
°°ß jeder Verwaltungszweig für feine Beamte 15°/« Beiträge an den Etat zur Zahlung der
-Pensionen u. s. w. entrichtet, ist dem bezüglichen Vcrwaltungszweige gegenüber die Sache
"ledigt, indem die Zahlung der Pension bezw. Wittwen- und Waisengelder auf den Etat über¬
nommen und dauernd aus den ein für alle Mal festgesetzten Beiträgen geleistet wird.

Ein weiterer Vortheil dieses vereinigten Etats besteht darin, daß sich die Controlc
^°n einer einheitlichen Stelle aus viel besser üben läßt, wie dies bisher bei der Zahlung der
Pensionen durch eine größere Anzahl von Austalten möglich war. Endlich schließen in Folge
°« getroffenen Neuerung hinsichtlichder Pensionszahlungen die einzelnen Anstalten in ihren
"usgaben gleichmäßiger ab und gestatten eine bessere Vergleichnng unter einander, wie dieses
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bisher der Fall war. Ich bitte mir zu gestatten, das Gesagte an einem Beispiele klar stelle,»
zu dürfen. Nehmen Sie z. V. die Tanbstummanstalt zn Ncuwied, welche Pensionen von 4592 M.
für dcu frühercu Direktor uud eiucn Lehrer zu zahlen hat. In Folge dieses Umstandes beträgt
der Zuschuß für die Anstalt zu Neuwied 4592 M. mehr wie für die gleiche Anstalt zu Brühl oder
Trier, welche mit keinerlei Peusioncu belastet sind. Derselbe Nuterschied findet sich bei den
Irrenanstalten, von denen bei einzelnen Anstalten Pensionen, bei anderen nicht zn zahlen sind,
weil diese noch keine pensionirte Beamte haben. Durch diese Ungleichheit in den Ausgaben,
wird ein Vergleich der Anstalten unter einander offenbar erschwert. Werden aber, wie vor¬
geschlagen,sämmtliche Pensionen auf einen gcmeiufamen Pensions-Etat übernommen, so fällt
jener Unterschied fort und alle Etats sind dauu unter gleiche» Voraussetzungen berechnet.

Der also vereinigte Pensiunö-Etat erfordert aus dem Haupt-Etat, wie bereits erwähnt,
einen Zuschuß von 98 280 M.

Diese Summe stellt keineswegs eine neue Belastung der Provinz dar, sundern es ist
Ihnen in den Erläuterungen zum Haupt-Etat uachgewiesenworden, daß dieser Znschuß
bereits früher mit dem Betrag von 93 29U M. sich in den einzelnen Etats vorgefunden hat,
fo daß nur eine Erhöhung von ^l18t M. vorliegt. Diese Erhöhung hat ihren hauptsächlichen
Grnnd darin, daß die Wittwen- und Waiscugcldbeiträge der Beamten fortfallen sollen.

Ueber den Etat Nr. 3 habe ich nur Weniges zu sagen. Es ist der Etat der Besoldungen
und der andereu persönlichen Ausgaben für die bei der Invalidität«- und Altersuersicherungsaustaltder
Provinz beschäftigten Provinzialbeamten. Zu diesen Ausgaben leistet die Provinz keinen Veitrag.
Daß diese Ausgabepositionhier iu Ihren Etats erscheint, beruht auf einem Vertragsuerhältniß, welcbes
auf Grund einer Ermächtigung des letzten Provinziallandtags mit der Invaliditäts- und Alters-
uersicherungsanstalt „Nheinprovinz" abgeschlossen worden ist. Bei Erlaß des Invaliditätsgcfetzes
war nämlich übersehenworden, das Nechlsuerhältnißder bei den Versicherungsanstalten beschäftigten
zahlreichenBeamten näher festzustellen, und wußte deshalb nach Erlaß des Gesetzes uns Niemand
zu sagen, was die anzustellenden Beamten eigentlich würden, ob Ncichsbcamte, ob Communal-
beamtc oder ob sonstige mittelbare Staatsbeamte und welchen Beamtcngesctzeusie unterständen.
Diese Fragen bedurften aber einer Löfuug, sowohl mit Rücksicht auf die Disziplinar- als auf die
Steuer- und sonstigen Verhältnisse dieser Beamten. Um jene Lücke des Gesetzesauszufüllen, wurde
in einer Eonferenz zu Berlin, welcher Vertreter der preußischenInvaliditäts- und Altersucrsiche-
rungsanstalten beiwohnten, vereinbart, den Provinziallandtagcn uorzuschlageu,die gesammte Ver¬
waltung der Versicherungsanstaltgewissermaßenin Regie zu nehmen, indem nicht blos die Leitung
der Anstalt Provinzialbeamten übertragen, ^- Letzteres war im Gesetz vorgesehen — sondern vielmehr
die Ausführung aller Geschäfte durch Prouinzialbeamte bewirkt werden follte. Es sollte dieses
auf Gruud eiues zwischen der Provinz und der Austalt abzuschließendenVertrages geschehen,
wodurch die Provinz sich verpflichtete, die hierzu nöthigen Beamten zu stelle» gegen Ersatz der
Bezüge dieser Beamten Seitens der Versicherungsanstalt. Ein solcherVertrag ist mit der Ver¬
sicherungsanstalt„Nheinprovinz" zunächst auf die Dauer von 5 Jahren abgeschlossen und damit
ein klares Verhältniß der angestelltenBeamten, welche sämmtlichProuinzialbeamte sind, hergestellt
worden. Die Provinz hatte ein dringendes Interesse dabei, auf diese Weise die ganze Verwaltung
iu die Hand zu nehmen, denn, meine Herren, das Reich zahlt nur pro Kopf 50 M. und haben
damit die Verpflichtuugcn des Reiches ihr Ende erreicht; die Arbeitgeber und Arbeitnehmer kleben
die bestimmtenMarken ein, und erfüllen damit ebenfalls alle ihre Verpflichtungen, dagegen bleibt
der Prooinzialverband für das Defizit, d. h. für den Fall, daß die angesammelten Kapitalien
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und die Beiträge zur Zahlung der Renten nicht ausreichen, haftbar. Bei dieser Sachlage ist es
nach meinem Dafürhalten in erster Linie im Interesse des Prouinzialuerbandes gelegen, baß die
Geschäfteder Anstalt so geführt werden, daß kein Defizit entsteht und daß dem Verbände au°
jener Garanticverpflichtnng leine zu großen Gefahren erwachsen.

Hiervon ausgehend, haben wir die Verwaltung der Iuvaliditäts- und Altcrsverfichcruugs-
"nstalt zugleich als eine Provi»ziala»gelege»heit angesehen und haben wir überall, wo dies ohne
wesentliche' Vermehrung der Kosten der eigenen Verwaltung möglich war, für die Iuvaliditäts-
und Altersversicher»»gsa»stalt gesorgt. Diesem Unistande ist wohl nicht zum Geringsten zuzu-
schreiben, daß die Nerwaltuugskosteu der Anstalt, welche nach den Ermitteluugen des Relchs-
bcrsichcruugsnmtcsund nach den Mittheilungen, die im Reichstage sowie bei unserer Coufereuz
'" Berlin gemacht wurden, pro Kopf des Versichertenetwa eine Mark betragen sollten, in unserer
Prooiuz nicht einmal 20 Pf. pro Kopf erreicht haben. Wir sind ferner darauf bedacht gewefeu,
die Beiträge der Arbeitgeber und Arbeiter, insoweit dieselbe,:nicht zn Rentenzahlungen zn ver¬
wenden waren, zur Kapitalansammlung zu verwenden »nd möglichst sicher ""zulege!,. D,e
n»gesamn>eltenBestände werde» bis zn», Schlaffe des Jahres die Summe von N' Mrllivnen
Mark erreichen welche in Eousols und Rheinprovinzobligatiuneu angelegt find. Wir haben
»»fere Sache fö bestellt, daß wir jeden Augenblick, wen» gesetzlicheAenderungen kommen und
eine andere Verwaltung eingeführt werden follte. das ganze Guthabe» der Anstalt in pupillanfch
sicheren Werthpapieren ans den Tisch legen können. (Bravo!) ,^,^ m>

Der Etat der Verwaltuugstosten der Versicherungsanstalt balam.rt nnt 106 000 M.
Diese Snm,ne kann im Hinblicke ans die Große der Anstalt nnd den Umfang der Geschäfte nur
bescheidengenannt werdem »,ld finden sich in dem bezüglichenEtat, wie Sie. meine Herren, sich
b" der Durchsicht überzeuge» werde». tei»e Poste». welche uo„ den bewährten Grund atzen der
Verwaltung abweichen Ich kann uur uochmals wiederholen, daß die Ausgaben wesentlich hoher
s'in würden, wenn die Versicherungsanstalt nicht als ein Theil der Provinzialverwaltnng
verwaltet würde Nähreud die Versicherungsanstalt von der Provinz auf diefe Weife große
Vortheile hat. will ich audererfeits nicht leugne», daß m.ch die Provinz aus der Versicherung^
«nstalt Vortheile zieht Die Landesbank hat nämlich den Geldverkehr der Verftchernngsanstalt;
s" hat i» derselbe» ei»e» sichere» Almehmer für die Rheinprovinzobligationen nnd tan» sich m
ihren Fi»a»zo eratione» da.mch richte», daß sie a» bestim.nten Tagen ^« Wert papm. sel st-
verständlichst!ts ^>nn Vorfe»e»rf, absetzen kann. Letzteres ist für d.e Geschäfte " Landes a,
v°n günstigen E.nfli.ß gewese», >.»d ich glcn.be Ih»e» sage» zu komm, 'M.»e H rrm d sie
U" borige» Jahre iei dem schlechte»Stm.de der 3'/-°/«ige» Ob >gat,o»e». ",e a 91 md.
Wabgegaage» wäre», der La»desba»t »iituuter schwer gewordeu wäre de G" " ^
"forderliche Kapital »och seruerhiu zu eiue.» billigen Zwsf.iße zur Verfugm.gzi stell m ,v
si° "icht die VeMndnng nüt der Invaliditäts- und «°rst^
Verbindung welche wi ich aber z»r Vermeiduug vv» Mißverständnissen noch b^nders hervor,
heben ,nöch ö de^I» iditäts- nnd Altersversichernugsanstalt in keiner We.se Rachtheile, fondern
"ach dem hent^n^ Stander Rheinprovi»zobligatio»e», "e zu dem damaligen medr.gen
Vbrfe»e»rs übernon.n.eii worden sind, vielmehr Vortheile ^«cht hat

Der Etat unter Nr 4 hat die Verwaltungskosten der Proomzml-Feuei.Soeietat zum
Gegenstand M. Es finden sich in diesem Etat nur Posten die
Anen bereits früher bekannt geworden sind, und die zu emer besonderenBemerkung kemen
Anlaß geben.



24 37. RheinischerProvinziallandtag, 2. Sitzung am 5. Dezember 1892.

Unter Nr. 5 folgt der Etat der Verwaltungskosten der Landesbank der Rheinprouinz,
mit 101 800 M. Diese Summe mag auf den ersten Blick vielleichtetwas groß erscheinen; allein,
wenn Sie, meine Herren, die einzelnen Posten des Etats ansehen und näher prüfen, so werden
Sie zu der Ueberzeugung gelangen, daß trotz der Steigerung der Ausgaben die nöthige Spar¬
samkeit bei Aufstellung dieses Etats nicht außer Acht gelassen worden ist. Die Steigerung der
Ausgaben findet bei der Landesbank ihre Erklärung in der erfreulichenZunahme der Geschäfte.
Aus dem Berichte des Direktors der Landesbank werden Sie entnehmen, daß die Darlehen bereits
jetzt 80 Millionen erreicht haben und ich bin sicher, daß dieselben vor Ablauf der neuen
Etatsperiode die Summe von 100 Millionen überschreiten werden. Auf diese Ausdehnung
mußten wir die Ausgaben bemessen,wozu noch die Verwaltung des Vermögens der Invaliditäts-
unb Altersversicherungsanstalt mit etwa 20 Millionen tritt, was bei der Festsetzung der Ver¬
waltungskostenmit zu berücksichtigen war.

Meine Herren! Ich kommejetzt zu dem Schmerzenskindeunseres Etats, zu den Kosten
des Landarmenwesens, welche unter Nr. 6 mit einer Gesammtausgabe von 3 309 000 M. auf¬
geführt sind. Der Provinzialausschuh hat sich genöthigt gesehen, bei dein Landarmenwesen eine
Erhöhung des Zuschusses um 730 000 M. vorzuschlagen. (Hört! Hört!) Diese Ziffer spricht ein¬
dringlicher als alle Worte! Bis jetzt waren für laufende Landarmenkostenim Etat 720 000 M-
vorgesehen. Diese Position muhte auf 800 000 M. erhöht werden und zwar aus dem Grunde,
weil die Ausgaben der laufenden Landarmenpflege bereits in der gegenwärtigenEtatsperiode rund
760 000 M. erreicht haben, also nahe an die Grenze von 800 000 M. herangerückt sind. So¬
dann haben wir für die Kosten des außerordentlichenArmenwesens die Summe von 650 000 M
einstellen müssen.

Was zunächstdie Kosten der gewöhnlichenLandarmenpflege anlangt, so stehen wir dem
Anwachsendieser Ausgaben eigentlich machtlos gegenüber. Die Zahl der Personen und Familien,
die sich von einer festen Stelle loslösen, die ihre Heimath und ihren Ortsarmenverband verlasse»,
wächst in jedem Jahre progressiv. Wer einmal landarm ist, bleibt es mit wenigen Ausnahmen,
denn wenn auch einmal Zeiten kommen, wo die Familie sich durchschlagenkönnte, so wird doch
jeder vorsichtigeGemeindevorstand dafür sorgen, daß kein neues Hülfsdomizil in der Gemeinde
erworben wird. Die zweijährigeFrist wird, meine Herren, wie die desfallsigenProzesse zeigen, fast
immer unterbrochen; es kommt eine Wintersnoth, es wird ein Familienglied krank, es passirt
dies oder jenes, sofort tritt die Unterstützung zwar von Seiten der Gemeinde, aber für Rechnung
des Landarmenverbandes ein, und die Familie bleibt in Folge der Unterbrechung der Frist zur
Erwerbung eines Hülfsdomiziles landarm. Es begegnen sich hierbei die Interessen von beiden
Seiten. Die Gemeinde hat ein Interesse daran, daß eine landarme Familie kein Hülfsdomizil
erwirbt, weil sie in diesem Falle bei dem vorauszusehenden Wiedereintritte der Hülfsbedürftigkeit
die Unterstützungübernehmen muß, und der Landarme lebt vielfach in dem Glauben, daß er als
Landarmer leichter und reichlicherunterstützt werde, als wenn er aus dem Gemeindesäckel schöpfe-
Aus diesem Grunde sind die Landarmen vielfachfelbst darauf bedacht, sich die werthvoll gewordene
Qualität als Landarme zu erhalten, und so haben wir stets und auch im letzten Jahre ein stärkeres
Anwachsen der Zahl der zu unterstützendenLandarmen zu verzeichnen.

Die Klagen über das Anwachsender Kosten des Landarmenwesens sind so alt wie das
Gesetz über den Unterstützungswohnsitz selbst. Bei jeder Etatsberathung sind diese Klagen hier mehr
oder weniger laut geworden. Es ist in den anderen Provinzen des Staates genau so. Gestatten
Sie, meine Herren, mir in dieser Hinsicht folgende Mittheilungen: In der Rheinprovinz haben die
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Landarmenkosten betragen: im Jahre 187? 275 518 M., 10 Jahre später 188? 666 729 M,
im Jahre 1891/92 766 683 M. In Westvrcuhen im Jahre 187? 399 066 M., im Jahre
1887/88 670 089 M., im Jahre 1891/92 848 244 M. In Brandenburg im Jahre 187?
450 374 M,, im Jahre 1887/88 1001440 M,, im Jahre 1891/92 1460 991 M. Letztere
Summe umfaßt lediglich die ordentlichen Landarmenkosten nach dem Gesetze von 1870. Der
neue Etat mit den Kosten der außerordentlichenArmenpflegeist uns noch nicht zugegangen. Diese
Kosten werden also noch dazu kommen. (Zuruf: Ist dabei!) Nach den mir gewordenen Mit¬
theilungensind unter den angeführten Zahlen nur die ordentlichen Armenkostcn begriffen, weiter nichts,
also die Kosten, welche hier in der Rheinprovinz in der Summe von 767 000 M. einbegriffen sind.
Die Höhe der Kosten in Brandenburg mag vielleicht daher rühren, daß Berlin so viele Elementeanzieht,
von welchenein Theil verarmt in der Provinz Brandenburg bleibt und dort Unterkommensucht.
Am günstigsten steht von allen Landarmenverbänden Westfalen. Diese Provinz hat im Jahre
187? 114 752 M. verausgabt, im Jahre 1887/88 297 730 M. und im Jahre 1891/92
342176 M., was eine sehr günstige Ziffer ist. Dagegen steht die andere Nachbarprovinz von
Westfalen, Hannover, wieder schlechter und ähnlich wie die Nheinprovinz. Die Vergleichung der
Landarmenkostenmuß nämlich nach der Zahl der Bevölkerung geschehen, da aus der Bevölkerung
die Landarmen hervorgehen. In Hannover, welchesnicht ganz halb so viel Einwohner wie die
Rheinprovinz hat, betrugen die Landarmenkostenim Jahre 187? 113 517 M. gegen 275 518 M.
in der Nheinprovinz, 10 Jahre später 309 074 M. gegen 666 729 M. in der Rhemproumz und
heute 432 30? gegen 766 683 M. in der Nheinprovinz, so daß dort ein Anwachsen der Land¬
armenkosten in ähnlichem Verhältniß stattgefunden hat. Für die Nheinprovinz macht sich hierbei
noch der bereits bei früheren Etatsbcrathungen beklagteUmstand geltend, daß wir alle verarmten
Deutscheaus dem Auslande aufnehmen müssen. Wir müssen dieselbennicht blos aus Holland,
Belgien, Frankreich, Elsaß-Lothringen, der Pfalz, sondern jetzt auch aus der Schweiz,Italien und
dem Orient, sowie aus allen möglichenGegenden aufnehmen. Neuerdings werden nämlich die
Armen, welche aus den genannten Ländern kommen, nicht an Hohenzollernoder an Wiesbaden
Überwiesen, angeblich weil diese Armenverbände zu klein seien, sondern sie werden dem nächsten
Rheinischen Ortsarmenverbande in der Negel Saarbrücken überwiesen, und dann muh die Nhein¬
provinz, wenn ihr der fast nie zu erbringende Beweis nicht gelingt, daß der Hilfsbedürftige em
bestimmtesHülfsdoniizil hat, für denfelben forgen. Die hieraus der Nheinprovinz entstehenden
K«sten beziffern sich etzt auf ungefähr 100 000 M. jährlich, wobei Elfaß - Lothringen allem unt
48 500 M. jährlich concurrirt, eine Summe, welche die übrige,, Provinzen, wenigstens nicht an¬
nähernd in dieser Höhe, zu zahlen haben. Insbesondere ist Westfalen dadurch gunstiger gestellt,
^ es au uns einen großen Vorwall gegen diese Kosten hat, was bei der Gesam.nthohe °er
Landarmenkostenmit in Betracht kommt. , , ,.

Ich gestatte mir nunmehr zu den außerordentlichen Armenkostenüberzugehen, welcher
Gegenstand Sie, meine Herren, noch an der Hand der betreffendenVorlage des Provmzmlaus-
schuffes besonders beschäftigenwird. ^ ^ r «^ « « <>

Es wurde bereits gestern von Seiten des Herrn Vorsitzenden des Provmzmlausschussesbe-
"'«kt, daß die großen Befürchtungen, welche hinsichtlich der Höhe der dadurch der Provmz erwach¬
enden Kosten bei der letzten Etatsberathung hier ausgesprochenworden stnd, sich mcht realistrt
Wben, indem die Belastung bei weite», nicht so groß geworden ist wie vorher gesagt wurde.
^ schreibe die«, meine Herren, vorzugsweise dem Umstände zu daß er damals vorliegende
Gesetzentwurfdurch die Häuser der Monarchie dahin abgeändert worden ist, bah der Provinzml-
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verband nicht verpflichtet worden ist, die Hülfsbedürftigeu in eigenen Anstalten unterzubringen,
sondern daß derselbe nur für die Pflege in geeigneten Anstalten Fürsorge zu treffen hat. Dadurch,
meine Herren, wurden wir davor bewahrt, für eine Zahl von etwa 7000 Personen eigene Anstalten zu
errichten. Da wir heute nur für etwa 3000 Personen eigene Anstalten haben, so hätten wir,
in, Falle jene Bestimmung Gesetzeskrafterlangt hätte, noch für 4000 Personen Anstalten errichten
miisscn. Hierzu war in der Nhcinprovinz, wo auf dein Gebiete der Charitas, auf dem Gebiete
des Gcmcindcwesensso Vieles freiwillig geschieht und so ausreichend für Hülfsbedürftige gesorgt
ist, ein Bedürfniß nicht vorhanden, indem die sämmllichenunter das Gesetz fallenden Hülfsbedürf-
tigen in bereits bestehenden Anstalten verpflegt werden können, Provinzen, welche in dieser Hinsicht
ungünstiger gestellt sind, werden allerdings bauen und große Ausgaben machen müssen,wie Branden¬
burg, welches bereits über eine Million Mark bewilligt hat, um den Zweckender außerordentlichen
Armenpflege gerecht zu werden. Wenn wir in ähnlicher Weise für die Zahl von 4000 Hilfs¬
bedürftigen hätten sorgen müssen, so würde uns eine Ausgabe von 4 bis 5 Millionen nicht erspart
worden sein, nach dem Durchschnittspreis pro stopf, welchender Van und die Einrichtung einer
Anstalt erheifcht. Da wir für die Zwecke der außerordentlichenArmenpflege Baukosten also nicht
aufzuwenden haben, so verbleiben uns nur die allgemeinenVerpflegungskosten, Das Gesetz unter¬
scheidet nämlich zwischen allgemeinen und speziellenVerpflegnngskostcn. Die allgemeinen Kosten
der Pflege, worunter außer der Beschaffung der nöthigen Gebändc, Heizung, Beleuchtungder Anstalt,
Besoldung des Anstaltspcrsonals, ärztliche Behandlung begriffen ist, fallen nach dein Gesetze
dem Landarmenuerbllnde und die speziellenPftegckostcn, das sind diejenigen für den Unterhalt
des einzelnen Hülfsbedürftigen an Beköstigung, Bekleidung, Kürperrcinignng u, s, w, nach
einem Tarife, welchen der Landtag zu erlassen hat, zu ^/^ dem Kreise und zn '/» der Gemeinde zur
Last, In der Vorlage des Prouinzialausschusscswird Ihnen vorgeschlagen,diese speziellen Ver-
pstegungskustenfür Geisteskranke nach den Durchschnittssätzen,die sich ans unsern Anstalten ergeben,
auf 81 Pf. pro Tag und Kopf festzusetzen, wovon also 54 Pf, auf den Kreis und 2? Pf. auf
die Gemeinde entfallen, so daß also die Stadtkreise, wo Gemeinde und Kreis zusammenfällt,
81 Pf,, ferner die Landkreise 54 Pf. und jede Landgemeinde 27 Pf, pro Tag für jeden in einer
Anstalt untergebrachten Geisteskranken zu zahlen haben würden. Neben diesen speziellen Kostcu
hat alsdann der Lauoarmenuerband die allgemeinen Verpflcguugskostenzu tragen. Diese Kosten
sind nach den Anstalten sehr verschiedenund schwankendieselben zwischen 20 und 40 Pf. 28n'
haben deshalb den Dnrchschnittssatzvon 30 Pf, pro Tag angenommen, vergüten aber den ein¬
zelneu Anstalten nnr diejenigen Sätze, die mit den Anstalten nach Maßgabe ihrer Einrichtungen
und Aufwendungen vereinbart worden sind. Die hiernach dem Landarmenucrbande zur Last
fallenden allgemeinen Vervflegnngskostenbeziffern sich für 6395 Personen, Idioten, Taubstumme,
Blinde u, dcrgl., deren Fürsorge wir übernehmen müssen, auf rund 650 000 M. Diese Summe
haben wir als Erfordernis; der außerordentlichenArmenpflege in den Etat eingestellt. Es wird
über die Summe später Rechnung gelegt werden und selbstredendnur dasjenige von diesen» Lrcdltc
zur Verausgabung gelangen, was nach dein Gesetze verwendet werden muß. In Folge dieses
neuen Armengesetzes,wonach in Zukunft die Gemeinden nicht verpflichtet sind, eigene Anstalten
zu errichten, und wonach sie ferner nnr 27 Pf., bezw die Städte 81 Pf. pro Tag für jeden
Anstaltspflegcbcdürftigenzu zahlen haben, ist offenbar eine große Erleichterung für die Gemeinde»
eingetreten. Der Prouinzialausfchuß war deshalb der Ausicht, daß im Hinblicke auf die großen
Lasten, welche diese« Gesetz den Landarmenverbänden auferlegt hat, es andererseits zur Ver¬
minderung der Ausgaben der Provinz zulässig erscheine, die freiwilligen Leistungen auf dem
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Gebiete der Fürsorge für Hülfsbedürftige in etwa einzuschränkenund dieselbenauf das unbedingt
Nothwendige zu begrenzen. In dieser Hinsicht kommenzunächst die bis jetzt gewahrten Freistelleu
in Betracht. In unserer Provinz besteht nämlich die Einrichtung, daß zahlreicheFreistellen an
Irre, Blinde, Taubstumme, Idioten, Epileptiker u. s. w. verliehe werden. Iuobesondere wird
jedem Geisteskrankenin der IV. «lasse zum Zwecke des Kuruersucheseiue Freistelle auf ein Jahr
bewilligt. Dieses Freijahr beruht auf der Erwägung, daß dadurch die möglichst rasche Zuführung
des Kranken zur Anstalt uud damit die Aussicht für die Heilung gefördert werde. Weun plötzlich
Jemand an Irrsinn erkrankte, so sollte nicht der Kostenpunktder Unterbringung in eine Anstalt
m Betracht kommen, man wollte nicht erst die Frage uutersuchen wer zahlt, wo ist der Kraute
ortsllngehörig, sondern es sollte nur festgestellt werden, ob der Betreffende geisteskrankfei, uud
dann ohne Weiteres die Zuführung zur Austalt erfolgen. So sehr anch Gründe für die Bei¬
behaltung dieser Zurichtung sprechen mögen, so ist der Provinzialausschuh doch nach reiflicher Er¬
wägung uud nach Berathungen, welche ich dieferhalb mit den Anstaltsdirektoren hier geflogen
habe, zu der Ueberzeuguuggelangt, daß es genügen dürfte, wenn anstatt des Freijahres ein Frei-
M'artal gewährt würde; denn der angeführte Zweck für die Verleihung der Freistelle zum Kur¬
versuche läßt sich auch iu 3 Monaten erreichen,indem alle vorberührteu Fragen bis dahin ihre
Erledigung finden können, andererseits erspart die Provinz dadurch 9 Mouate au ieder Frei¬
stelle. Ferner haben wir früher in ausgedehntem Maßstabe Freistellen an unheilbare Geistes¬
kranke. Epileptische, Idioten u. s. w. bewilligt. Auch diese Freistellen sollen für die Folge
emgeschräuktuud nur für solche Fälle beibehalte» werden, iu denen einerMs der Kranke die
Mittel zur Zahluug der Wegekosten nicht ganz anfbringen kann, ohne andererseits m der ^age
i" sein, Armennnterstützungin Anspruch nehmen zu können. Solche Fälle kommen häufiger vor.
Nehmen Sie. meine Herrn, z. A. einen kleinen Landbesitzer, welcher nnr wenige Morgen
besitzt und anf diesen sich nnd seine Familie nährt. Wird die Frau oder em Kind dieses
Mannes geisteskrankoder sonst anstaltspflegcbedürftig, wie sieht es da mit der Zahlnng der
Pflegekostenaus. Die Armenbehörde wird sagen, der Mann ist nicht hülfsbedürftig. er >,t
Eigenthümer nnd kann zahlen, er mag sein Hänschen, seine paar Morgen Ackerlandverkaufen.
Geschiehtdieses so ist der Mann und sm.e Familie rninirt, n„d w,r schasse»eme» nenen
Kostgänger für das Armeubudget. In solchen Fällen ist es doch viel richtiger, « man
">'e Freistelle giebt nnd dadurch eine selbststäudigeExistenz e.ner Fam.l.e "'alt Nach d.^
Systeme haben wir stets verfahren und wollen wir folche Freistellen welche als d,e großt
Wohlthat empfnnde» werden, uneingeschränktbeibehalten. Aber im U'wgo>. wollen w.r mch
'"ehr geben, als wozn der Landarmenverband gesetzlichverpflichtet ist. Nenn S.e me ne
Herren, die desfallsigen Vorschläge des Provinzialausschusses annehme» so ver.mnderu sich ie

Zuschüsse für die ^ ""° Idioten in einer "» ^e ' .^ ^
besondere Umlage, die frü er für die Irrenanstalts-Vanschnld n, der Hohe
"höbe» wurde, für di F lge fortfalle» ka»». i.idem der bezügliche Betrag a»s der D tatw» -

"''te gedeckt wird. Wir machm den letzteren Vorschlag um en'° «are Ne »i ng n a^^
'"dem wir für das Landarmenwesen dasjenige erheben, was m W.rküchkeit nöthig ist und
""ar für di Jahre 1893/05 für das ordentlicheArmenwefen 800000 M. nnd für diea.cher-
"dentliche Armenpflege .50000 M.. zusammen also 1.150000 M. Dagegen sellle» die Mittel
w"che dnrch Ei» chrä»k»»g der Freistellen gegen früher im Hanp -Etat disponibel wer n.
«"derweit für d s Irrenwesen und zwar znr Verziusung un Tilgnng der ^rrenanstal -

Vanschnld verwendet werden. In Folge dieser Operation wächst du Umlage für das Laud-
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armenwesen um 100 000 M. bei den ordentlichen Kosten und um 65,0000 M. für außer¬
ordentliche Kosten, also zusammen nm 750 000 M., während andererseits die bisherige besondere
Umlage für die Verzinsung und Tilgung der Irrenanstalts-Vauschuld fortfällt, fo daß die
Steigerung der Umlage im Ganzen nur 450000 M. beträgt. Ich glaube, meine Herren, daß
diese Maßregel zweckmäßigist, nnd daß sie Ihre Zustimmung wohl finden wird.

Es folgt fodann unter Nr. 7 der Etats der Polizeistrafgelderfonds und des Ehreu-
breitsteiner allgemeinen Armenfonds. Die Einnahmen aus Pulizeistrafgeldern werden an die
Gemeinden zum Zwecke der Waisenpflege und die Einnahme aus dem Ehrcnbreitstciner Fonds
an dortige Arme vertheilt,

Nr. 8 ist der Etat über die Unterbringung verwahrloster Kiuder. Es werden hierfür
111450 M. Zuschuß erfordert oder 750 M. weniger wie bisher. Die Bedarfsfumme beruht
auf der Zahl der zu verpflegenden Kinder.

Es ist, meine Herren, bereits im vorigen Jahre hier im hohen Haufe hervorgehoben
worden, daß die Zwangserziehung sich fu bewährt hat, wie dies kaum von einem anderen
focialpulitifchen Gesetze behauptet wcrdeu kann. Wir haben geradezu erstaunenswcrthe Resultate
in dieser Hinsicht zn verzeichne». Wir habe» 1200 Kinder in Zwangserziehung u»d haben
bereits eine große Zahl entlassen. Hiervon kommen wir '/< als vollständig gerettet bezeichnen.
Die Zöglinge sind nach Beendigung der Zwangserziehung in Dienst getreten, oder sie haben
ein Handwerk erlernt oder fönst Arbeit angenommen, Nach den Berichten, welche wir über
diefe Zöglinge auch uach Beendigung der Erziehung eingezogen haben, führt sich die über¬
wiegendeMehrzahl gnt; nur ein Viertel von der großen Zahl ist verloren gegangen. Ich kann
hier nicht genug hervorheben, mit wie warmem Herzen der Dezernent für diefes Fach, Herr
Landcsrath Brandts, sich dieser Kinder annimmt (Beifall!), nnd in welcherzweckmäßigenWeife
er bei deren Unterbringung zwischen Familien- und Anstaltspflege unterscheidet. Es wird hierbei
nicht nach der Schablone gearbeitet, sondern je nach der Individualität des Kindes genau
geprüft. Soll dasselbe zunächstin eine Anstalt kommen, oder soll es einer Familie überwiesen
werden, bejahenden Falls zn welcherFamilie, dürfen Kinder da sein u. s. w. ? Alles Fragen,
dereu Beantwortung für das Gelingen der Zwangscrzichnng von Einfluß ist. Wenn das Kind
sich in der Familie, welcheres überwiesen worden ist, nicht schickt,so wird dasselbe in eine Anstalt
genommen, von deueu eine große Zahl in der Provinz vorhanden ist. Unter diesen Anstalten
sind milde und strenge, letztere angrenzend bis an Vranweilcr, (Heiterkeit) was für einzelne,
befonders fchlimm geartete Zöglinge nothwendig ist. Die Zöglinge werden während der Unter¬
bringung fortlanfcnd überwacht, wobei nns die Geistlichen und religiösen Bereine beider Con-
fessionendie besten Dienste leisten. Es ist dies auch später nach dem Eintritt ins freie Leben
der Fall und bleiben wir auf diefe Weise mit den früheren Zwangszöglingen noch in Relation nnd
machen dabei die Erfahrung, daß manchmal aus unglaublich sumpfiger Atmosphäre doch noch
gefuude lebensfähige Pflanzen emporwachsenkönnen. Die für diefcn Zweck gemachte Ausgabe,
meine Herren, ist wirklich gut verwendet.

Ueber die Etats Nr. 9 und 10 Landarmenhaus zu Trier und Provinzial-Arbeitsanstalt
zu Brauweiler habe ich Bemerkeuswerthes nicht anzuführen, es sei denn, daß der Zuschuß für
Vrauwcilcr abermals vermindert werden konnte und zwar dieses Mal um 47 000 M. Es ist
dieses günstige Resultat vorzugsweise der Umsicht und Tüchtigkeit des Direktors Schellnmnn,
insbesondere bei Ausnutzung der Arbeitskräfte der Anstalt zuzuschreiben.

Nr. 11 ist der Etat für das Hebammenwesen, Hier ist eine Erhöhung des Zuschusses
um «60 M. eingetreten. Die Letztere ist aus dem Grunde noch höher, weil 3600 M. Pensionen
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von diesem Etat fortgefallen sind. Es hätte also eigentlich der Etat 3600 M. geringer sein
Müssen, und liegt also in Wirklichkeiteine Erhöhung von 4260 M. vor. Diese Erhöhung, meine
Herren, hat im Wesentlichen ihre Veranlassung in einer Anregung, welche von Seiten der
KöniglichenStaatsregieruug ausgegangen ist. Die KöniglicheStaatsregierung hat angeregt, daß
es zweckmäßigsei, die Hebammenschülerinnennicht blos in der Anstalt auszubilden, sondern
gleichzeitig durch einen poliklinifchenUnterricht in der Stadt in der Weise unterrichten zu lassen,
daß die Schülerinnen arme Wöchnerinnen nncntgeltlich entbinden und pflegen. Es babe dieses
den großen Vorzug, daß diese Schülerinnen sich an enge Wohnungen, an beschrankte Verhältnisse
gewöhntenund hierbei die zweckmäßigeAnwendung der Desinfektionsmittelund dergleicheukenuen
lernten und sich an den Unterschiedgewöhnten, welcherzwischender Anstalt nud den Verhältnissen,
die später das Leben ihnen bietet, besteht. In der Anstalt, wo alle nur deutbaren Einrichtungen
zur Hand sind, wo nur auf einen Knopf gedrückt zu werden braucht, um dieses oder jenes Des¬
infektionsmittel, dieses oder jenes Hülfsmittel bei der Eutbiuduug zu erlcmgen,kann eine Schülerin
ganz gut ihre Aufgabe vollziehen,bringen Sie dieselbeaber in die Wohnung eines armen Arbeiters
Unter uugünstigenVerhältnissen, namentlich auf dem Lande, so wird eine solche Person sich absolut
m der ersten Zeit nicht zu helfen wissen, vielmehr bald dieses, bald jenes vermisse». Deshalb,
meine Herren, war es zweckmäßig, daß wir die Hcbammenschüleriuncnauch bei dem Wochenbette
m der Wohuuug armer Leute tüchtig ausbilden lassen. Letzteres erheischtaber die Vermehrung
des Aerztepersonals. Wir müssen einen Assistenzarzthaben, welcher die Schülerinnen zu den
armen Wöchnerinnen begleitet und dort unterweist. Ferner ist in manchen Fällen eine Verlänge¬
rung des Ausbildungskursus erforderlich, wofür wir eine Vergütung nicht fordern können; alles
"°ses hat zur Erhöhung des Etats um diese 4260 M. geführt.

Meine Herren! Der nun folgende Etat für das Taubstummcnwesen bietet zu generellen
^emerknngcn nur insoweit Anlaß, als hier eine Erhöhung des Zuschusses um 11625 M. ohne
le Pcnsiuuen. welche auf den Pcnsions-Etat übernommen sind, zu erläutern ist. Diese Er-
whung hat vorzugsweise ihre Entstehung in dem Umstände, daß wir die Taubstummenanstalt,

welche bis jetzt die Stadt Aachen und die Aachener Bevölkerung als Vereinsanstalt freiwillig
unterhalten hat, übernehmen müssen. Die Stadt Aachen und dortige Vereine haben ihre
Beiträge zurückgezogen.Man sagte — und wie ich zugcbeu muß wohl nicht ganz mit Unrecht —
?/r zahlen unsere Provinzialabgnben wie jeder andere, weshalb sollen wir noch eine eigene
Taubstummenanstalt besonders unterhalten; diese Anstalt mag die Provinz, wie die Uebrigen
"us ihre Kosten übernehmen. (Zuruf Köln.) Ja, in Köln denkt man anders, aber der
"tetropole der Provinz ziemt ja auch eiu voruehmercsAuftreten! (Beifall und Heiterkeit.) Genug,
»leine Herren, die Sache stand so, daß die Anstalt zu Aacheu uicht mehr aus eigenen Mitteln
ehalten werden konnte, nnd da blieb meines Erachtcns kein anderer Ausweg übrig, als daß
'Mr die Anstalt, zu deren Aufrechterhaltuug ein Bedürfniß vorhanden ist, übernehmen. Es
haben wegen der Uebernahme Vereinbarungen mit dem Vereine in Aachen stattgefunden und
"scheint diefe Anstalt ans Grund derselben zum ersten Male nnter den Provinzialcmstalten mit
"New. Zuschuß von rund 15 000 M.. wodurch die erhebliche Erhöhung des Etats verursacht
worden ist.

Der Etat der Provinzial-Blindenanstalt, Nr. 13, ist um 2000 M. erhöht. Es hat
°as seinen Grund zum Theil darin, daß die Arbcitserzeuguisseder Zöglinge nicht mehr so leicht
""d vortheilhaft abzufetzenfind wie früher. Sogar bis hierher hat sich der geschäftliche Nieder¬
ung, an welchem wir leiden, geltend gemacht und hat in Folge dessen der Arbeitsverdienst
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der Blinden nachgelassen,weshalb die eigenen Einnahmen der Anstalt geringer geworden sind
nnd mehr Zuschuß aus der Provinzialkasse gezahlt werden muß.

Das Irrcnwesen, dessen Etat nunmehr als Nr. 14 folgt, ist bereits von mir gestreift.
Wie die bezüglichen Etats ergeben, werden an Zuschüssen für die einzelnen Anstalten 255 000 M.
weniger verlangt wie bisher. Den Grund hierfür habe ich bereits erwähnt; er besteht in der
Beschränkung des bisherigen Frcijahres auf ciu Frciquartal. Die 255 000 M., welche weniger
an Zuschüssen verausgabt werden, sollen in der Position 14 1< ihre Verwendung finden, indem
dort zur Verzinsung nnd Tilgung der Irrennnstalts-Vauschuld 300 000 M. neu eingestellt
wurden sind. Die an diesen 300 000 M. noch fehlenden 45 000 M. füllen aus den Erspar¬
nissen bei den folgenden Titeln, Kosten der Unterhaltung der Epileptischen nnd Unterstützung
milder Stiftungen genommen werden, indem die Zuschüssefür diese Titel gleichfalls in Folge
der mehrcrwähuteu Einschränkungen der Freistellen wesentlich herabgesetztwerden konnten.

Der Etat, Nr. 15, für Hochbauten in den Anstalten ist nm 350 M. gewachsen, i»
Folge des etatsmüßigcn Aufsteigens der Beamten.

Der folgende Etat für landwirtschaftliche Zwecke, Nr. 18. ist in der Höhe von
150 000 M. verblieben. Die Verwendung dieser Summe erfolgt einestheis für die landwirth-
fchaftlichen Schulen nnd andernlhcils zur Unterstützung sonstiger landwirthschnftlichcr Zwecke,
Meliorationen, Viehzucht u. dergl. Diese 150 000 M. stellen keineswegs die alleinige Ausgabe
für die Landwirthschaft dar, foudern es werden für dieselbe ans Nebenfunds noch erhebliche
Summen verwendet, wie ich fvüter nachweisenwerde.

Die Etats unter Nr. 19, 20 und 21 erscheineneigentlich nur pro uotitiu hier, indem
dieselbenZuschüsse aus Pruvinzialmittcln nicht erhalten. Von diesen Etats bietet nur derjenige
für die Verwaltungskostcn der landwirtschaftlichen Berufsgenussenschaftein weiteres Interesse dar.

Ueber die weitere Entwickelungdieser Angelegenheit sind Sie alle dadurch orientirt, daß
Sie die wachsendenUmlagen merken und ich bedauere hinzufügen zu müssen, daß diese Umlagen
nach »»einem Dafürhalten noch erheblichwachsenwerden, wenn nicht eine Abänderung des Gesetzes
vorgenommen wird. Es ist dies eine Frage, mit welcher sich auch der Prouinziallandtag heute
oder morgen im Interesse der Landwirthschaft wird befassen müssen. Ich betrachte als einen
Hauvtübelstand des Gesetzes,daß auf Grund desselben Entschädigungenvon 5—10«/« für Unfälle
zugebilligt werden; es ist dies in der Regel mehr eine Entschädigung für sogenannte Schlm-
heitsschler, wie ein Ersatz für eingebüßte Arbeitskraft. Wenn z. V. ein Ackersknecht an einem
Finger eine Verletzung erleidet, so bekommt er eine Rente von etwa 5 bis 10"/«, also von
30—40 M. pro Jahr. Nun frage ich, als was betrachtet ein solcherMann seine Rente? Ist
er etwa in seiner Erwerbswcise behindert oder erhält er weniger Arbeitslohn wie bisher? Das
ist offenbar nicht der Fall, allein der Betreffende hat einen Unfall erlitten und dafür gebührt
ihm nach dem Gesetze eine Entschädigung. Ich würde dieses verstehen, wenn der Arbeiter Ver¬
sicherungsbeiträgezahlte. Dies ist aber nicht der Fall, sondern die Gesammtheit der Grundbesitzer
soll die Folgen des Unfalles für die ländlichenArbeiter tragen. Man kann dieses billigerweise
doch nur auf ernstliche Unfälle beschränken, durch welche eine wirkliche Verminderung der Arbeits¬
fähigkeit in erheblicherWeife eingetreten ist.

Wenn ich mich bei einer Unfallversicherungeinkaufe, wenn ich da Beiträge zahle, so
bin ich offenbar berechtigt, zu verlangen, daß, im Falle ich irgend einen Schaden, mag er auch
noch fo unbedeutendfein, erleide, mir dafür das statutenmäßig angesetzteEntgelt zu Theil werde.
Wenn aber ein Verband von Grundbesitzernverhüten soll, daß Arbeiter, die auf dem Lande beschäf-
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tigt sind, bei einem Unfall nicht der Gemeinde zur Last fallen, so ist es dieser i-ati« des Gesetzes
nur entsprechend, dah eine Entschädigung lediglich bei einer wirklichen Einbuße der Arbeüssährgleit
gewährt wird. Eine solche Einbuhe läßt sich aber für Entschädigungen von 5, 6, 7, 8«/«
"icht eonstruiren. Wenn die Entschädigungen im Einzelnen auch nur klem stnd, so machen stc
zusammen uud auf die lange Reihe uon Iahreu, wofür dieselben in der Regel zu gewahren
sind, uiel aus. , , r ^. <- r.

Meine Herren! Ich komme
Dieselben betreffen den Verwaltungszweig uuferer Provinz, welcher am melften Geld kostet. Der
Provinzial-Stmhenverwaltnng fließen zunächst zu ans der allgemeinen DotatwnsrMe 440 000 M.
für die Zwecke der Unterstützung des Commuual-Wegebauwesens und den Neubau chaus nter Wege,
sodann die Staatsrente für die Verwaltung und Unterhaltung der ehemaligen Staatsstraßen nnt
2 056 233 M„ ferner die Renle von Westfalen nnt 2350 M. und die Umlagen für tue ehema¬
lige» Vezirkostmhen mit 2 300 000 M., macht zusammen 4 798 583 M. Es ist dies, meme Herren,
genau dieselbe Snmme, welche sich bereits in den: früheren Etat vorgefunden hat, so daß also
eine Erhöhung dieser Etatsposition nicht eingetreten ist, ^ ^ «

Ich hebe dies, meine Herren, besonders hervor, weil während der Tagung des letzten Landtage,
i" der dritten Facheommission von der Unznlänglichkeit unserer Mittel für den Straßenbau melfach
die Rede gewesen ist Unser Landesbaurach und Abtheilungsdirigent für das Stmßenwefen hat
damals in der Fachcommission darauf hiugewiefen, daß die Königliche Staatsregrerung m den
Jahren 1874 bis 1877, welche der Uebergabe der Strahenverwaltnng an dre Provmz vorher¬
gegangen sind, nach dem dreijährigen Durchschnitt für die materielle Unterhaltung der Straßen,
der Staats- und Vezirtsstrahen, bereits 3 729 670 M. veransgabt habe, während für dieselben
Zwecke jetzt nur 3 587 500 M. zur Verfügung ständen, alfo 142170 M. wemger alv m den
Jahren 1874 bis 187? Hierbei sei ferner in Vetmcht zu ziehen - so führte der Landesbaurath

"s - daß zwischenzeitig das Netz der Vezirksstraßen sich um 417 Kin vergro^rt habe, und
daß diese 417 1«n aus vorgenannter Summe mit unterhalten werden .nützten Es wurde das

"ach dem Durchschnittst der Unterhaltungskosten eine Vermehrung d^
6,5 °/° bedingen Ferner wies der Landesbanrath nach, daß dre Materml,enpre,s um 9,6 «/o

n«ch den Durch chnH^en gestiegen sind, während die Arbeitslöhne ^er Einrechmmg d^bekann.n
sozialpolitische,' Lasten n,n 13,6«/« gestiegen sind, sodah eine Gesammtstngerum, n 1 4 ° r

K°sten stattgefuuden habe. Setze man diese Steigerung in Geld um, so erge ^'' ^ 'm ,'m Ve
hälwiß zu den früheren Ausgaben für die materielle Straßenunerha tung etzt 7 b 800 0W M
wenig verweude en Dieselbe Mittheilung hat der Landesbaurath selbstredend a ch m und d m P^
«inzialausschuß gemacht Die Nichtigkeit des von dem Landesbaurathe an chchUe und v

"en wiedergegebeuen Zahlenmateriales läßt sich allerdings mch bet te ll m ^ tan .
demselben doch noch uicht die Schlußfolgerung gezogen werden, daß d s a , w« Heu v ha
"itzmäßig etwa 700 000 M. weniger für die Straßenunterhaltung ver et vdn^
Jahren 18?4 bis 187? unser Straßenbndget um die e Summe oder nneu Theü de,leben erhöht
werden . hte Weu l n so che Schlußfolgerung Seitens uuseres Landesbaura hes auch

>nume ^veuu eme ^ " ,< ^z, s^yohl nur wie dem Provmzmlaus chusse
"cht gezogen wordeu ist. so «"'^e M° Mühecku g d H ^ den jetzt vorhandenen
^eran assu„g bieten, aufs Sorgfältigste zu prüfen ob ^ «'^ Sttahe tz ^ ^ ^ ^

"Men dauernd in einen, guten Zustand "hal e ^ e Erh h. ^ der Verwaltung

^7st ^1 d^^^ IäU2 3« r^sasi schließlich beschästigt haben,
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und zwar ist das nicht blos vom grünen Tisch aus geschehen, sonderndes haben an Ort und
Stelle, sowohl in unserer Provinz, wie in den Nachbarländern die eingehendsten Untersuchungen
der einschlägigenVerhältnisse stattgefunden. Wir waren hierbei von der Ansicht geleitet, daß im
Falle unsere Mittel unzureichendseien, Letztere unbedingt erhöht werden müßten, da nichts ver¬
kehrter sein würde, als bei der Straßenunterhaltung an dem unbedingt Nothwendigen zu sparen.
Das Resultat dieser Untersuchungenliegt Ihnen, meine Herren, in zwei Denkschriftenvor, welche
den Gegenstand einer besonderenVerhandlung in diesem hohen Hause bilden werden. Ich möchte
diesen Verhandlungen hier im Einzelnen nicht zu weit vorgreifen und mich für jetzt darauf be¬
schränken Ihnen zu sagen, daß wir mit den vorhandenen Mitteln auch für die Folge auskommen
werden. (Beifall.) Wir glauben dieses Resultat dadurch erzielen zu können, daß wir die ört¬
liche Pflege und Unterhaltung der Straßen noch sorgfältiger wie bisher betreiben. Wir konnten
uns der Wahrnehmung nicht verschließen,daß trotz der vorzüglichen technischen Leitung unserer
Straßenverwaltung auf dem Gebiete der örtlichen Straßenunterhaltung noch Manches nicht so ist,
wie es sein sollte. Es hat dies seine Entstehung darin, daß wir mit der Organisation unserer
Verwaltung noch nicht einheitlichbis unten durchgedrungen sind. Wir haben zunächst die Bau-
ämter eingerichtet, darnach haben wir das Straßenaufsichtspersonal nach neuen Grundsätzen
rrorganisirt und besser geschulteAufsichtsbeamte vor und nach ausgebildet, es blieb dann noch
übrig das Straßenarbeiterpersonal. Letzteres bildet in unserer Organisation einen wichtigen
Faktor. Als wir die Straßen vom Staate übernahmen, war ein Heer von etwa 2000 Arbeitern
vorhanden, welche zum großen Theile die Thätigkeit auf den Straßen gewissermaßen als In¬
validenversorgung ansahen. Der damalige Dirigent der Straßenverwaltung, Herr Landesrath
Fritzen, welchem wir die erste Einrichtung unserer Strahenverwaltung verdanken,erkannte bald, daß
mit diesen invaliden Arbeitern aufgeräumt weiden und statt dessen leistungsfähige Arbeiter einge¬
stellt werden müßten. Letzteres ging nicht ohne Schwierigkeit ab, weil vielfach von Seiten der
Gemeinden geltend gemacht wurde, daß die invaliden Arbeiter, infofern sie nicht mehr auf den
Straßen verwendet würden, ihnen zur Last fielen, Demungeachtet wurden vor und nach leistungs¬
fähige Arbeiter als ständige Wegearbeiter eingestellt und hierbei die Zahl derselben wesentlich ver¬
mindert. Es handelte sich nun darum, wie eine ausreichende Aufsicht über diese ständigen
Arbeiter geführt werden sollte. Man hatte dieselben ursprünglich im Tagelohn beschäftigt/
aber es ergab sich bald, daß einzelne Arbeiter auf Strecken, wo der Aufsichtsbcamte,welcher w
der Regel 3N Km als Belauf hat, günstigenfalls drei oder viermal in der Woche nachsehenkann,
im Tagelohn nicht beschäftigt werden können. Darauf gingen wir zum Aklordsystemüber. So
bequem und einfach dieses System auch bei den Eisenbahnverwaltungen, von welchen wir das¬
selbe entlehnt hatten, sein mag, so complicirt gestaltet dasselbe sich bei uns.

Bei den Eisenbahnen finden sich auf der ganzen Strecke mehr oder weniger die gleichen
Verhältnisse und läßt sich da ein Accord leicht machen und controliren, aber bei unseren
Straßen sind die ortlichen Verhältnisse so verschieden,daß es an festen Anhaltepunkten für d«
Abschlüsseund die Contiole der Accurde fehlt. Man kann keinen maßgebenden Satz dafür
aufstellen, was der Meter Abhacken der Bankette, Ausheben der Gräben u. s. w. kosten soll,
weil dies auch auf einer und derselben Kilometerstrccke, geschweige denn auf ganzen Straßen-
sirccken ganz verschiedeneArbeitsaufwendungen erheifcht. Bei diefer Sachlage war die Ver¬
waltung bei dem Accordsystemmehr oder weniger dem Ermessen der lokalen Aufsichtsbeamten
anheimgegeben,von denen insbesondere die älteren, aus der früheren Zeit herstammeuden Auf¬
seher, vielfach nicht im Stande waren, zutreffende Accordsätzezu ermitteln. Dann hatte dieses
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System den Fehler, daß für den Znstand der einzelnen Straßenstrecke in Bezng auf kleinere
Unterhaltungsarbcitcu ein Träger der Verantwortlichkeit nicht vorhanden war. Der Strecken¬
arbeiter hatte stets die Ausrede, das ist mir nicht in Aceord gegeben, wahrend der Aufseher
sagte, ich habe den kleineren Ucbelstand erst jetzt gefehen, ich kann bei meinem großen Belaufe
nicht überall anwesend seiu. In der fortlaufenden, sorgfältigen Pflege der Straßen steckt aber
ein wesentlicherFaktor nicht mir für das Aussehen der Straßen, sondern auch für die auf¬
zuwendendenGeldmittel. Werden kleinere Schlaglöcher fofort ausgebessert, wird die Straße
frei von Wasser und Schlamm gehalten, werden die Sperrsteine richtig verlegt, so tritt die
Nothwendigkeitzu größeren Ausgabeu viel weniger heran, wie in den Fällen, wo dieses ver¬
nachlässigt wird. Um eine solche intensive Unterhaltung der Straßen sicher zu stellen, haben
wir neuerdings die Aenderung getroffeu, daß wir ausgebildete Straßenarbeiter als ständige
Straßenwärter auuehmen und sie weder nach Arbeitstagen, noch nach Aecorden. sondern uach
ihrer Gesammtleistung in der Weise controliren. daß wir jedem Straßenwarter eme bestimmte
Strecke. 3 bis 6 Km überweifen nnd ihm die Ausführung aller auf derselbenvorkommen¬
den gewöhnlichenUntcrhaltuugsarbeiten zur Pflicht machen. Auf diefe Weife ist der Arbeiter
für feine Strecke verantwortlich und gewinnt dadurch Interesse an dem Znstande feiner Strecke.
Durch diese Einrichtung hoffen wir nicht nur den Zustand uuferer Straßen zu verbefftrn,
s°nderu auch solche Ersparnisse zu erziele», daß wir danernd mit unsern Geldmitteln ausreichen.
WelchesGeldinteresse in einer solchen Pflege der Straßen steckt, möge Ihnen, me.ue Herreu,
folgendes Beispiel darthun. Sine neue Decke kostet durchschnittlichPro Kilometer 4500 M.
Wird die Decke nach dem Einbaue uud in der folgenden Zeit mit großer Sorgfalt gepflegt, so
ist der Turnns für die Neudeckuugauf eiuer bestinnnten Straßenstrecke etwa 9 Jahre wahrend
bei mangelhafter Unterhaltung der Verschleiß und die Nothwendigkeit der Neudeckung schon
"ach etwa 5 Jahren eintreten kann. In dem eiuen Falle haben wir also an Kostm der
Steinbllhnerneuernug durchschnittlich500 M. und in dem anderen Falle 900 M. p« ^ayr.
Hinaus erhellt welches Iuteresse in der gehörigen Pflege uud Uuterhaltuug der Fahrbahn
steckt. Eine solche Pflege ist aber nur durch ein geschultesWärterpersonal zu erzielen, dessen
weitere Vefchaffnng unsere nächste Sorge bildet. Dieses System ist in Baden n, er P a z
und in Elaß-Lothringen längst eingeführt und hat sich dort vorzüglich bewahrt En we te er
urtheil dieses Wärtersystems besteht darin, daß durch die Einstellung ^bw ^
die Etraßenauffeher so entlastet werde,., daß deren Belaufe, wie m Baden "n ^ 'L thr,ng^„
«nf 50-60 ^vergrößert werden können, worin eine nicht uuerhe liche Ersparn ß s^ Be:
d°m jetzigen Belaufe von 30 Icrn betragen die lokalen Auffichtskosteu 180/30 - 60 M.
pr° Kilometer. Ve größern wir die Belaufe auf 60 Km, fo sparen wir die H ft ' " o 30 M.
p" Kilometer was für nnfer Straßennetz von 6000 Krn 180 000 M. lahrkch anmacht
Um eine f lche V rgr ßer n der Belaufe eintreten lassen zn können, müssen wir besonders
tätige nnd gut^eM^Straßeumeister haben, n.id um ^^6«
meine Herren eine Vorlage unterbreitet werden, wonach wir, ähnlich wie m El aß-Lothrmgeu
"nd wil iu Va m uns uus e Straßenmeister selbst ausbilden wollem Zu diesem Endzwecke
wud vorgeschla ' ^i Schnle zu rrichten. in welcher niedere Techniker sowohl für das
Melioratio, sw se ' w für en Wegeban in der Weise ansgeb lde werden daß un Winter
theoretischerUnterricht und im Sommer Beschäftigung bei den Melwrawns- bezw. Straßen¬
seiten stattfindet fo daß Theorie mit der Praxis verbunden wird

Mit A w d g aller dieser Hülfsmittel glauben mr d:e Straßen auch ü
Zntuuft mit den jetzigen Etatsmitteln in gehöriger Weife unterhalten zu konueu. M blnbt



34 37. RheinischerProvinziallandtag, 2. Sitzung am 5. Dezember 1892.

alsdann nur eine weitere Schwierigkeit zu überwinden, welche darin besteht, wie die anßer-
urdentlichen Bedürfnisse, welche sich augenblicklichin unserer Straßenverwaltung geltend machen,
ihre Befriedigung finden können.

In dieser Hinsicht sind, wie Ihnen, meine Herren, in dem Erläuterungsberichte znm
Haupt-Etat nachgewiesen worden ist, nach drei Richtungen hin Bedürfnisse in unserer Strahen-
uerwaltung hervorgetreten. Es ist Seite ? des Erläuterungsberichts ausgeführt worden, daß zu¬
nächst durch das Gesetz, betreffend Abänderung der Verordnung vom 17. März 1839 über den
Verkehr auf den Kunststraßen, vom 20. Juni 188? das höchste zulässige Ladungsgewichteines
Fuhrwerks von 5000 auf 7500 Kß erhöht worden ist. Als diese Erhöhung des Ladegewichtes
zugelassenwurde, hat man schwerlich an die Verhältnisse in der Nheinprouinz gedacht, wo dieses
Ladegewichtin der Regel auf zwciräderigen Fuhrwerken, den sogenanntenKarren, die man ja in
anderen Provinzen nicht kennt, lastet, so daß der ganze Druck der 7500 ^ sich auf 2 Punkte
beschränkt,was namentlich bei den Brücken sich geltend macht. Alle unsere Brücken, insbesondere
am Riederrhein, sind nämlich nur auf ein Ladegewichtvon 5000 Kß construirt und können diese
Brücken das erhöhte Gewicht von 7500 K^ nicht tragen. Die Straßen am Riederrhein sind
ja größteutheils als Vezirksstraßenausgebaut worden, und ist man hierbei nicht über das dringendste
Bedürfniß hinausgegangen, weil die Gemeinden die von ihnen aufzubringenden Baukosten in
möglichst eugeu Grenzen halten wollten. In Folge dieses neuen Nadfelgengefctzesmüssen wir
eine große Anzahl von hölzernen Brücken, welche an sich noch auf Jahre hinaus halten würden,
umbauen. Ein Theil ist schon umgebaut, für einen andern Theil hat die KöniglicheStaats¬
regierung in entgegenkommenderWeise Fristen bewilligt. Wir behelfen uns zwischenzeitlich damit,
daß an diesen Brücken angeschlagen wird: „Diese Brücke darf nur mit soviel Kß befahren
werden". Kommt ein Fuhrwerk mit höherem Gewichte, so müssen vorübergehend Vorkehrungen
für die Passage getroffen werden. Wollten wir letzteres unterlassen und bricht alsdann die Brücke
ein, so haben wir nicht nur eine neue Brücke herzustelle!,, sondern auch allen Schaden zu tragen,
der entstanden ist, weil uns die Verpflichtung obliegt, für den verkehrsfähigenZustand der Straßen
einschließlich der Brücken zu sorgen.

Meine Herren! Es ist Ihnen ein Verzeichniß der außerordentlichenAusgaben für die
Strahenverwaltung mitgetheilt worden, und finden Sie in demselben in erster Linie den Reu-
bezw. Umbau der fraglichen Brücken. Eine zweite außerordentlicheAusgabe ist gleichfalls durch
das Radfelgengesetz hervorgerufen worden und zwar in der Art, daß wir mit der Pflasterung von
Straßen viel weiter vorgehen müssen als früher. Wir haben eine Anzahl von Straßen, welche
ohne Packlage erbaut sind und lediglich leichten Verkehr tragen können. Werden diese Straßen
jetzt mit dem zulässigen Ladegewichtvon 7500 Ic^ befahren, so wird die beste Basaltdeckein kurzer
Zeit in Gruud uud Boden gefahren. Hier läßt sich nur Abhülfe dadurch schaffen, daß die
bezüglichenStraßenstrecken von Gruud aus umgebaut und mit einer festen Packlage versehe»
oder gepflastert werden. Beides kostet viel Geld. Das Pflaster wenden wir da an, wo die
Straßen nicht anders zu halten sind. Sowohl die Ausgabe für eine solche Neupflasterung, wie die¬
jenige für den ebenerwähnten Umbau der Brücken in Folge des neuen Gesetzes, sind solche Aus¬
gaben, die nicht wiederkehren; es sind einmalige auherordeutliche Ausgaben, welche besonders
behandelt werden müssen.

Der Gegenstand der dritten außerordentlichenAusgabe bildet ein allgemeiuesSchmerzeus-
kiud der Provinz, welches Sie alle kennen, das ist der Zustand der Pflaster in den Ortschaften
und kleineren Städten der Provinz. Die überwiegende Mehrzahl aller Beschwerden gegen die
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Straßenverwaltung betrifft diese Pflaster. Es laßt sich allerdings nun nicht leugnen, daß dem
Fortschritte in der Pflasteranlage gegenüber dem heutigen Normalpflaster mit Naturköpfen die
alten glatten Basaltpflastcr und die Pflaster aus kleinen Kieselsteinen,die man am Niederrhein
vorwiegend hat, stark abfallen, und daß die Klagen darüber, daß diefe Pflaster das Stürzen der
Pferde namentlich bei Schneewettcr und Glatteis befördern, der Begründung nicht entbehren.
Andererseits können wir aber aus den Mitteln des laufenden Straßeubudgets solche umfangreiche
Neupflasterungennicht auf einmal vornehmen.

Wir haben die Pflaster, die zu Klagen Veranlassung gegeben haben, in dem Ihnen
mitgetheilten Verzeichnisse zusammenstellenlasse», und Sie werden finden, meine Herren, daß es
sich hier um ein schönes Sümmchen handelt. Wir glaubten, daß in gleicher Weise, wie bei dem
erwähnten Nenbcm der Brücken und der Ncupflasternngen in Folge des Nadfelgengesetzes,so
auch die Mittel für die Neu- und UmPflasterungen in den Ortfchaften im Wege eines außer¬
ordentlichen Credites bcfchnfft werden müßten; denn find diese Uebelständeeinmal beseitigt, fo kehren
Ausgaben für diese Zwecke in einer langen Neihe von Jahren nicht wieder. Wir haben es hier
"' der That mit außerordentlichen Ausgaben zu thun, zu deren Deckung nach richtigen finan¬
ziellen Grundsätzen zu außerordentlichenMitteln gegriffen werden muß. Es liegt nun vielleicht
der Gedanke nahe, daß wir das außerordentliche Budget beuutzten. um das Budget für die
laufenden Unterhaltungsausgaben zu entlasten, und daß wir insbesondere nnt den Um- bezw.
Nenpflasterungen in den Ortfchaften zu weit vorgehen wollten. Weder das Eine noch das
Audere ist indessen der Fall. Wir haben diese Ausgabe fo lange hingehalten als nur möglich,
indem wir auf die bezüglichenBeschwerden antworteten, die Pflaster haben m dem jetzigen
Zustande solange dem Verkehre genügt und sie müssen auch weiter genügen. So lange m den
großen Städten, die ihre Straßen aus eigenen Mitteln neu pflastern lassen, sich noch Straßen
befinden, welche nicht besser sind wie diejenigen auf den Provinzialstraßen in den klemen Ort¬
schaften, werden sich letztere auch noch eine Zeit lang mit ihrem Pflaster begnügen müssen.
Auf die Dauer könueu wir nns aber doch der Verpflichtn»« zur Abstellung der vorhaudeuen
Uebelständenicht entziehen. Diese Erwägung hat zu der Vorlage geführt, wonach alle erwähnten
außerordentlichenArbeiten ans unseren Straßen in einem Zeitraume von 6-7 Iahreu ausgch.hr
werden sollen. Da die Gefammtfumme für die anszuführenden Arbeite» sich a,if etwa 2 « 'Mi
Mark beläuft, fo wollte» wir das erstrebte Ziel dadurcherreichen daß «>rEhrlich ruud 300 000 M
W die besagten außerordentlichen Ausgaben in den Etat einstellten. Diese ^«0 000 M sollte
°hne Erhöhnng der Umlagen in der Weise beschafftwerden, daß wir außer em Summ° von
25 000 M.. die dem labenden Etat der Straßenverwaltung m Folge der Uebernahme der
Pensionen auf den Pensious-Etat mehr znfließen. die
ie Vorausleitungen der Fabriken u. f. w. zu deu Wegebaulasen nn getragn 7.000 M.

W jene Ausgab n verwenden. Mit Znhülfenahme dieser 25 000 sowie d r '.««« M
zusammen also 200 000 M.. konnte der früher mit 100 000 M
ordentlicheSttaßenansgabe auf 300 000 M. gebracht "erden. Me e^
an Vorausleistuugeu für den Wegebau haben allerdings in unferer Provinz viel Staub auf.
gewirbelt nnd manche Klage erregt. Bis jetzt haben wir noch fehr wenig Geneigtheit znr

^ManTr'^ überhaupt Präeipualbeiträge zu den
Wegebaus "A^ anderen Provinzen des Staates nicht der Fall er.
E°dann - es ist ^s in der Presse g^
"aßen Mißbrauch mit dem Gesetz triebe und dasselbe zum Uebermaßeund mcht gleichmäßiganwende.
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Alle diese Vorwürfe sind meines Erachtens unbegründet, und möchte ich die Gelegenheit
benutzen,dies mit ein paar Worten nachzuweisen,in der Hoffnung, dah meine Ausführungen zur
Beruhigung der iutcressirten Kreise beitragen mögen. Was zunächst den angeblichenMißbrauch
anlangt, so sind im Ganzen bei einer Straßenunterhaltnngssnmme von über 3 '/^ Millionen Mark
nur 175 000 M. Präcivualbciträge zur Ausschreibunggelangt, Es sind diese etwa 5 °/n der zur
Unterhaltung aufgewendetenSumme. Ich glaube, meine Herren, daß ich nur diese Zahlen zu
nennen brauche, um den Vorwurf des Mißbrauche« der gesetzlichen Bestimmungen zu widerlegen.
Doch ich muß vorher noch den Einwand berühren, daß unsere Provinz im Gegensatz zu den
anderen Provinzen allein Präcivualbciträge erhebt. Letzteres ist nur der Forin, aber nicht der Sache
nach richtig. In den übrigen Provinzen wird von derselben Kategorie von Straßen, bei denen wir
Präcipualbeiträge erheben, die gleiche Abgabe gezahlt. Die Herren aus ihrer Mitte, welche an der Grenze
unserer Nachbarprouinz Westfalen wohnen, werden Ihnen dies bestätigen, dort hat das Kind nur
einen anderen Namen. Dort erhebt der Kreis die Präcipullllcistungen für die Kreisstraße», indem
dort die Provinz die Kreisstraßen nicht wie bei uns die Bezirksstrahen zur Unterhaltung über¬
nommen hat. Die dortigen Kreisstraßen sind mit nnseren Vezirksstraßen identisch und ist es in
der Sache dasselbe, ob die Beiträge von dem Kreise oder der Provinz erhoben werden, maßgebend
ist nur, ob ein und dieselbe Kategorie von Straßen von der gleichen Abgabe betroffen wird.
Letzteres ist aber unzweifelhaft bei den Vezirksstraßen der Fall und ist deshalb das Gesetz auch
in der Nheinprouinz auf die ehemaligenVezirksstraßenausgedehnt worden. In gleicher Weise beruht
der Vorwurf der ungleichmäßigenAnwendung des Gesetzes auf einem Mißverständnisse. Wenn man
sagt, der Eine wird herangezogen, der Andere unter gleichen Verhältnissennicht, so kommt dies daher,
daß das Gesetz nicht auf sämmtliche Provinzialstraßen, sondern nur auf die ehemaligenVezirksstraßen
Anwendungerleidet. Wir haben nun seit dem Jahre 1877 in der Praxis lediglich Provinzialstraßen
und Niemand im Publikum kennt den früheren Unterschied zwischen Bezirks- uud Staatsstraßen mehr.
Wenn es nun vorkommt, daß der Industrielle ^., welcher mit einem großen Betriebe an einer
Staatsstraße wohnt, zu Präcipuallcistungen von der Provinz nicht herangezogenwird, während
sein Ccmcnrrcnt Ii, welcher mit seinemkleineren Betriebe an einer ehemaligen Bczirksstraße liegt,
zahlen soll, so liegt nahe, hierin eine ungleiche Behandlung, ja eine Ungerechtigkeitzu erblicken,
allein der Grund dieser ungleichen Behandlung liegt nicht in einer Willkür der Verwaltung,
sondern in dein Gesetze selbst, welches die Präcipuallcistuugeu nur für einen Theil der Provinzial¬
straßen, für die ehemaligenVezirksstraßen, zugelassenhat. Die hieraus hervorgehendeUngleichheit
ist auf dem letzten Prouinziallandtage der Provinz Hannover ebenfalls zur Sprache gekommen.
In Hannover werdeil Vorausleistuugeu für den Wegebau nicht für die ehemaligen Staats¬
straßen, wohl aber für die unter Verwaltung der Provinz stehenden sogenannten Land¬
straßen erhuben, und sind dort ähnliche Klagen wie bei uns hervorgetreten. Der Hannovcr'sche
Landtag war der Ansicht, daß diesen Klagen dadurch abzuhelfen sei, daß die Staatsrcgicrung
ersucht werde, das Gesetz über die Präcipualleistungen auch auf die ehemaligen Staatsstraßen
auszudehnen, und ist auch von dem Hannoucr'schcnProvinziallandtag ein dahinzielenderBeschluß
gefaßt worden.

Meine Herren! Ich bin weit davon entfernt, bestreitcn zu wolle», daß bei der erste»
Veranlagung der Beitrüge, abgesehen von den vorberührtcn, auf Mißverständnissen beruhenden
Klagen. Mißgriffe vorgekommensei» möge». Es ha»deltc sich hier um einen neue» Zweig der
Thätigkeit nnserer Verwaltung, um einen Zweig, für welchen Erfahrungen und vorbereitende
Materialien fehlte» und hinsichtlich dessen wir vielfach auf Schätzungen und Angaben unter-
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geordneter Organe angewiesen waren. Wir haben es an der Centralstelle an Bemühungen
für die richtige Veranlagung nicht fehlen lassen. Weun trotzdem Mißgriffe vorgekommensind,
so weiden dieselben im Wege der Verhandlnngcn mit der Pruviuzialvcrwallung beseitigt werden
können, da wir ans jede Verhandlung bereitwillig eingehen werden. Sollte ans diesen.
Weg der Verhandlnngcn die Sache nicht geklärt werden, so ist im Gesetze der Nekurs an den
Bezirksausschußgegeben, nnd kann dort jeder, der glaubt überbürdet zu seiu, dies vor dem
Bezirksausschuß nachweise». Dort werden sich auch die Fälle, die in der Presse erörtert worden
sind, aufkläreu. Sind die uns gewordenen Angaben nnrichtig gewesen,liegt wirtlich eine dem
Gesetze zuwiderlaufende Heranziehung zn Präeipuallcistungen vor, dann wird sie aufgehoben; —
oder aber die Veraulagnng ist richtig, so muß gezahlt werden, solange das Gesetz gilt. Der
Provinzialausschuß hält sich aber im Interesse der Steuerzahler der Provinz für verpflichtet,
das Gesetz auszuführen; denn würden die Präcipualbeiträge nicht erhoben, fo müßte das Geld
für die vorbenannten anherordentlichen Bedürfnisse eben anders beschasst werden. Ich glaube
aber, weuu der Unmnth über diese nene Belastung einmal geschwunden sein wird, und weuu wieder
normalere Verhältnisse ans dem Gebiet der Industrie sich eiugestellt haben werden, welcher, wie
'« nicht verkenne, viele Lasten in ungünstiger Zeit auferlegt worden sind, so wird dle allgemeine
Meinung sich auch iu unserer Provinz mehr mit diesem Gesetz befreuuden. da es doch an und
für sich ans richtigen Grundlagen beruht. -^ r . ^ r.

Weun ich uuumehr reeapituliren darf, so geht ans alledem, was ich gesag habe,
h«vor, daß wir trotz der Aufwendung von 300000 M. jährlich für außerordentliche Straßen-
ausgaben bei der Unterhaltung der ehemaligen Staats- nnd Bezirksstraßen heute weniger Geld
brauchen wie in den Jahren 1874 bis 1877.

Wenn das der Fall ist, meine Herren, so sind nur drei Dinge möglich: entweder hat
dnrch Bau von Eisenbahnen eine solche Entlastung der Straßen stattgefunden, daß deshalb zur
U'tterhaltnng weniger anfzuwendenist, oder aber die Unterhaltung der Straßen ist schlechter, oder
wdlich drittens der stete Vorwarf, daß die Provinzialverwaltung mit dem Gelde der Provinz
nicht sparsam geuug zu wirthschaften verstehe, eutbehrt jeder Begründung. Ich glaube, daß 'eder
Villigdenkendediese Schlußfolgerung wird zugeben müssen.

Die erste Möglichkeit,den Bau der Bahnen anlangend, so ist Ihnen, meine Zerren, be¬

kannt, daß üe M)f der Bahnen, welche seit 1877 in der Nheinprovinz gewnt uwrden md «.'
«nd für sich nnr gering ist, und daß sich hiernnter namentlich "«"ge N^
welche einen stärker n Verkehr von den Provinzialstrahen fortgenommen^n.D für daß dies
stellenweise a schehen ist haben sich an anderen Stellen in Folge der Bahnbanten Industrie und
Verkehr mw^ als Zufuhrwege zu den Bahnen i"/°^"' M°be wi^
belastet. Ich ^be aber immerhin zu, daß darin ein kleiner Faktor 'u Gunste der Entlast
liegt, allein, Sie werden, meine Herren, nur gewiß ««5 darm be^
vollständig ausgeglichen wird durch die 41? Km neuen ^nksstrahe , ^
l8?7 übernonimen haben. Wenn das Straßennetz also auch
viel Unterhaltungskostenerheischt wie früher, so ist es dafür M wlru Ich
"chen Aufwendungen sind '..eines Erachtens "wdestens ^lbe.i w lche st
wende micli mmm.s'i- ; i der zweiten Möglichkeit,dem chlechtern Zustand der Straßen un Wegen-

W zu f^h " 'I auf das Urtheil welches Sie, meine Herren,
°us allen T um e P ovinz aus eigener Wahrnehmung fällen können recurnren. Ich m
"berzeugt, d I rUttbM keinesfalls dahin lauten wird, daß die Straßen M wesentlich schlechter
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unterhalten werden, als dies früher der Fall war. Dieses Zugeständnis; genügt aber, um zu
beweisen, daß wir gut und mit dem Gelde sparsam wirthschaften, wenn wir mit denselbenGeld¬
mitteln auskommen, obwohl zwischenzeitlich die Arbeitslöhne und Materialienpreise ganz erheblich
gestiegensind.

Genug, meine Herren, ich glaube, daß das Bild, welches ich Ihnen hier cursurisch
von unserer Straßenverwaltung vorgeführt habe, wohl geeignet ist, die Klagen, welche hin und
wieder laut werden, zu widerlegen.

Meine Herren! Ich komme jetzt zum Titel IV der Ausgaben, welcher die Verwendung
der Einnahmen aus dem Nebenfonds zum Gegenstände hat. Der Herr Vorsitzende des Aus¬
schusses hat bereits gestern gesagt, wie die 20 000 M. Mehreinnahmen bei der Landesbank ver¬
wendet werden sollen und zwar in der Art, daß 5000 M. dem Etat für Kunst und Wissen¬
schaft. 5000 M. dem Etat für die Pruvinzialmufecn und 10 000 M. dem Etat für gewerbliche
Zwecke zugewiesen werden. In letzterer Hinsicht hat sich namentlich das Bedürfniß geltend
gemacht, zu einer Erhöhung der Etatsmittel zu fchreitcn, welches Bedürfniß für die beiden vor¬
genannten Etats gleichfalls vorhanden ist.

Titel V der Ausgaben enthält nur noch einen Abrundungsposten, nachdem die 300 000 M.,
die früher für die Verzinsung der Irrenanstalts-Vaufchuld hier standen, auf Titel II über¬
nommen worden sind. Der Etat schließt also in Ausgabe mit 8 381000 M. oder mit Hinzu¬
rechnung der Ausgaben, welche ans den eigenen Einnahmen einzelner Vcrwaltnngszwcige mit
5 348 679 M. 36 Pf. bestritten werden, im Ganzen mit 13 729 679 M. 36 Pf.

Gestatten Sie mir jetzt, meine Herren, auf die Pruvinzialabgaben zurückzukommen,welche
den springenden Punkt des Etats bilden. Ich habe, wie Sie aus den stenographischenBerichten der
letzten Landtagsverhandlung entnehmen können, bei der damaligen Berathung des Haupt-Etats aus¬
gesprochen,daß der Provinzialansschuß das Ziel unentwegt im Auge behalte, mit der Dotations¬
rente und den eigenen Einnahmen der Provinz auszukommen lind nur da zu Provinzialabgaben
zu schreiten, wo die betreffenden Ausgaben auf einer strikten gesetzlichen Verpflichtung beruhten
und deshalb nicht eingeschränkt werden könnten. Nach diesem Grundsatz ist der vorliegende
Etat aufgestellt. Wir haben lange hin und her überlegt, erwogen, ab- und zugesetzt, das
Dringendere dem Dringenden vorgezogen, um das Ziel zu erreichen, den Etat balanciren zu
sehen, ohne Erhöhung der Provinzialumlagen. Es würde uns Letzteres auch geluugen sein,
wenn nicht die Anforderungen für das Landarmcnwefen uns einen Strich durch unfcre Rechnung
gemacht hätte. Hier mußten wir uns gesetzlich begründeten Verpflichtungen fügen, uud so ist
bei dem Landarmenwcfen — allein ich möchte nochmals hervorheben, nur bei diesem Posten --
allerdings eine Erhöhung der Umlagen eingetreten. Mit dieser Erhöhung stellen sich die
Umlagen, wie gestern von dem Herrn Vorsitzenden des Provinzialausschusses gesagt worden
ist, auf etwa 10 °/» der direkte» Steuern. Wenn hinsichtlichder Umlagen früher in der Rhein¬
provinz ein abnormes Verhältniß den andern Provinzen gegenüber bestanden hat, so ist dieses
jetzt vollständig ausgeglichen. Während wir früher allerdings 15—16«/, Umlagen hatten,
betrugen dieselben in den Provinzen nur 3—4 °/°. allerdings ausschließlich der Kosten der
Unterhaltung der Kreisstraßen. welche in unserer Umlage einbegriffen waren. In den übrige»
Provinzen sind inzwischendie Ausgaben für Armenkostcn und sonstige Zwecke so gestiegen, daß
wlr jetzt nicht mehr an der Spitze rangircn. sondern schon die Mitte in der Scala der
Movmzmlabgaben einnehmen. Wir werden nämlich übertroffen von Westpreußen mit N.?9,
von Ostpreußen mit 11,8, von Brandenburg, welches bis jetzt 9. nach dem neuen Etat aber
voraussichtlich auch über 10 kommen wird. Westfalen hatte bis jetzt 9,41, allein diese Provinz
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wird auch mit den Küsten der außerordentlichen Armenpflege, welche in dem vorgenannten
Satze nicht einbegriffen find, über 10°/<, kommen. In allen dicfen Provinzen muffen die Land¬
kreise außerdem die Kosten der Unterhaltung der Kreisstraßcn trageu. Ausgabe», welche 10 bis
15 oder 20«/„ der direkten Steuern betragen, fodaß die Rhcinprovinz zur Zeit hiusichtlichder
Provinzialabgllben günstiger, wie die Mehrzahl der übrigen Provinzen gestellt ist.

Zum Schlüsse meines Vortragcs möchte ich, meine Herren, noch einen kurzen Ueberblicl
darüber geben, wofür wir die Dotationsrenten verwenden. Es stehen zur Verfügung:

1. an allgemeiner Dotationsrente ............M. 1756 736,—
2. an Renten für bestimmte Zwecke ...........„ 18 502,50

zusammen M. 1775 238,50
Hierauf ruhen an Verpflichtungenlaut Titel I des Etats .... ^_____ 3 625,—

sodah als Nest bleiben M. 1771613,50
An Zuschüssen werden nach Titel II des Etats gezahlt:
Zu Nr. 1 des ß. 4 des Dotationsgesetzesfür Commuual-

wegebau-Unterstützungund Neubau von chaufsirten Wegen . M. 440 000 —
Zu Nr. 2 znr Beförderung von Lcmdcs-Meliorationen

und für fonstige landwirthfchaftlicheZwecke .... „ 150000 —
Außerdem fließen der Landwirthschaft aber aus

Titel IV (Eiunahme aus Nebenfouds) noch 50 000 M.
Zinsen des Meliorationsfonds und 100 000 M. für Unter¬
stützung von Meliorationen in der Eifel zu, fodaß der Land¬
wirthschaftim Ganzen 300 000 M. zu Gute kommen.

Zu Nr. 3 zur Bestreitung der Kosten des Landarmen-
und Korrigendenwescnsverwenden wir aus der Dotationsrente
den Zuschuß für Brauweiler mit........." 91 000,-

Zu Nr. 4 zur Fürforge für das Irren-, Tcmbstummen-
und Vliudeuwefen, einschließlich der Verzinsung und Tilgung
b°r Irrenanstalts-Bauschuld .........." ^^

Zu Nr. 5 zur Unterstützungmilder Stiftungen . . „ »000,
Zu Nr. 6, Kuust und Wissenschaft, wird ein Zuschuß

«us der Dotatiousrente nicht gewährt, weil die bezüglichen
Abhülfen von Titel IV getragen werden.

Dagegen wird zu Nr. 7 für die Zwangserziehung
verausgabt ................." 1""""

Hierzu kommen in Gemäßheit des §. 5 des Dotations¬
gesetzes die Kosten der allgemeinen Verwaltung einschließlich
°«s Pensions-Etats mit .........^ ' " ^480,-
und in Gemäßheit des ß. 13 des Dotationsgesetzes tue Zu¬
schüsse für die Hebammen-Lehranstalt in Köln und zur Unter-
s"chung von Hebammen ............_^_^>^-

macht zusammen

s°dah an Zuschüssen nach Titel II mehr verwendet «erden, wie die bezüglichen

1779 705,—

Dot.' ........ . . . . M. 8091,50,
aus Titel V, Zinsen aus laufeudenBeständen, seine Deckung fiudet.
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Wenn die vorgelegten Etats auch noch manche Wünsche unerfüllt lassen und wenn, wie
ich gewiß am wenigsten verkenne, sich noch manches besser einrichten ließe, so glaube ich doch
aussprechen zu können, daß wenigstens in den Etats der redliche Versuch gemacht worden ist,
Ihnen das Bild einer wohlgeordneten, auf Sparsamkeit beruhenden Verwaltung vorzuführen.

Meine Herren! Ich möchte nun beantragen, daß Sie, wie in früheren Jahren, nach
Schluß der Generaldiskussion, den HauptMat und die Spezial-Etats I—V, XIII, XVIII, XIX,
XXIII—XXV der ersten Fachcommission,die Spezial-Etats Nr. VI—XVII, XX und XXI der
zweiten Fachcommissionund den Spezial-Etat 3tr. XXII Straßenbau der dritten Fachcommission
zur Vorprüfung überweisen. Auf Grund der Vorprüfung der einzelnen Commissionenwird dann
der Haupt-Etat von der ersten Fachcommissiongeprüft werden und hiernach zur fchließlichen Fest¬
stellung wieder an den Landtag gelangen.

Hiermit beehre ich mich, meine Herren, die Erläuterungen zu dem Haupt-Etat für die
Etatsjahre 1893/94 und 1894/95 zu schließen. (Lebhafter Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Meine Herren! Ich stelle sowohl den Vorbericht
zum Haupt-Etat als auch den Haupt-Etat selbst zur Diskussion. Das Wort hat der Herr Ab¬
geordnete Courth.

Abgeordneter Courth: Meine Herren! Der Etat bietet im Allgemeinen kein unerfreuliches
Bild; eine Ausnahme davon macht nur der Etat des Landarmenwefcns, welchen wir ja aber
nicht in der Hand haben. Ich wollte mir zu diesem Punkte eine Vcmcrkung erlauben. Wie wir
aus dem Vortrage des Herrn Landcsdircktors gehört haben, ist die Rheinprouinz eine haupt¬
sächliche Depotstation für die aus dem Auslande ausgewiesenen Hülfsbcdürftigen. Die Mehr¬
belastung, welche gegenüber den meisten andern Provinzen daraus für uns entsteht, beläuft sich
auf über 100 000 M, wir müssen dieselbe tragen ohne unsere eigne Schuld, dcuu die wenigsten
der Ueberwicsenensind in der Nheinvrovinzheimathberechtigt,wir müssen sie tragen wegen unserer
ungünstigen Lage — oder soll ich sagen günstigen Lage für die Ueberführung. — Es scheint
mir hier doch die Frage angeregt werden zu dürfe», ob nicht eine ausgleichendeGerechtigkeit
anzustreben wäre, gerade wie bei der Einquarticrungslast, ob nicht zu beantragen wäre, daß der
Staat einen Ausgleich eintreten lasse. Es ist das meines Erachtens eine Forderung der äußersten
Billigkeit.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
Landesdirektor Klein: Wir sind in der Sache bereits wiederholt vorstellig geworden,

sowohl bei dein Herrn Minister des Innern wie auch bei dem Herr» Reichskanzler und glauben
wir Alles gethan zu haben, was auf dem Verwaltungswege sich thun ließe.

In dem bezüglichen Antwortschreibenist darauf hingewiesen worden, daß gesetzlicheAb¬
änderungen des Gesetzesüber den Unterstützungswohusitzvon 1870 erwogen würden, und daß bis
dahin die von uns angeregte Frage zu vertage» sei.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr Abgeordnete Friederichshat das Wort.
AbgeordneterFriederichs: Meine Herren! Wir haben mit großem Interesse den Bericht

des Herrn Landesdirektors entgegengenommen. Es ist seine Schlußbemerkung: „Ich glaube, daß
das Bild, was ich Ihnen vorgeführt habe, zu keinen Klagen Veranlassung giebt", die mich ver¬
anlaßt, das Wort zu nehmen. Wir können, meine Herren, diesen Glauben bei unserem Herrn
Landesdirektor in das bestimmte Wissen überführen durch volle Anerkennung, die wir dahin
aussprcchen,daß das Bild wirklichnicht zu Klagen Veranlassung giebt, sondern daß es im großen
Ganzen unsere Zustimmung, unsere Befriedigung gefunden hat.
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Ich möchte weiter antworten, daß es für uns nicht zweifelhaftist, was unseren Straßenbau
verbesserthat. Ist auch nicht zu bestreuen, daß der Eisenbahnbau seinen Einfluß ausgeübt hat,
so ist der gute Zustand unserer Provinzialstraßen doch hauptsächlich das Werk hervorragender
Arbeit und guter Organisation seitens der Centralverwaltung hier in Düsseldorf,

Betreffs der Landesbank ist für uus ebenfalls die stetige Znnnahmc ihres Wirkens
erfreulich. Von Interesse wird es für uns sein, zu erfahren, in welchem Maße der mittlere
und kleine Bancrnstand an den Darlehen bctheiligt ist.

Die Worte des Herrn Landesdirektors über das Gesetz, betreffenddie Präzipualleistungcu
für den Straßenbau werdeu ihre gute Wirkung nicht verfehlen; thatsächlich hat das Gesetz in
der Provinz Unruhe und viel Unzufriedenheit erregt.

Ich wiederhole, der Bericht über den neuen Etat hat nicht zu Klagen Veranlassung
gegeben, sondern verdient unsere Befriedigung. (Bravo!)

Stcllvcrtreteuder Vorsitzender Iaußeu: Herr Abgeordneter Fritzen hat das Wort.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich hatte nicht vor, bei der vorgerückten Stunde

z»m Etat das Wort zu ergreifen, aber da fchon einige Herren vor mir das Wort ergriffen haben,
will ich auch einige, allerdings nur wenige Bemerkungen dazu machen. Es freut mich zunächst,
bah hier ein Ansatz genominen wird, um auch zum Etat eine Gcneraldiskussion herbeizuführen.
In früheren Jahren war das Vorgehen häusig fo, daß nach der einleitcuden Rede des Herrn
Landesdirektors der Etat ohne weitere Diskussion an eine Cominission verwiesen wurde; dort
verschwander 10 Tage, dann kam er wieder und wurde ohne Diskussion «n dloo angenommen.
Ich glaube, daß diese Vehandlungsweise nicht wünfchenswerth und nicht zweckmäßig ist. Ich bin
der Ansicht, daß die Finanzlage der Provinz auf fo gefunden und festen Grundlagen bcrnht, daß
°s zweckmäßigist, sie hier in öffentlicher Sitzung klar und deutlich darzulegen, und ich bin
fernerhinder Ansicht, daß dieser Etat, wie er heute aufgestellt worden ist, mit einer solchen Umsicht
und Sachkenntnißbearbeitetworden ist, daß ich es für unrecht halten würde, wenn wir das nicht
" öffentlicherSitzung ausdrücklich betonen wollten. In dieser Beziehung schließe ich mich den
Ausführungen des Herrn Friedcrichs vollkommenan.

Was nun die Sache selbst angeht, so haben wir eine Erhöhung der Prouinzialumlage
«st vor 2 Jahren gehabt. In früheren Jahren bewegten sich die Provinzialumlageu beständig
um die Summe von 3 Millionen, erst im vorigen Etat haben wir eine wesentliche Erhöhung und
War von etwa 340 000 M. gehabt, und ich war vor 2 Jahren in der Lage, gegen diese Erhöhung
einigermaßenWiderspruch zu erheben, und ich glaube auch noch, daß man damals in der Erhöhung
etwas zurückhaltenderhätte sein können und daß man sie wesentlich hätte ermäßigen können. Die
Erhöhung nun, die uns hellte vorgeschlagenist im Betrage von 540 000 M., vermag ich aller¬
dings in keiner Beziehung anzngrcifen. Die Gcsammterhöhung, die sich in diesen zwei letzten
^tatsperioden ergiebt, wird sich hierdurch auf die Summe von annähernd 800 000 M. stelgern.
Das sind allerdings 25"/° der Gesammtumlagen, ober wie schon hervorgehobenworden ist, 10«/»
der Staatöfteuern; dabei bitte ich Sie jedoch, sich zu erinnern, daß es sich um 10"/° der Staats-
tteuern handelt, wie sie jetzt nach der neuen Einkommensteuererhoben werden, welche m euugen
Städten um das zweifache, in andern um das dreifache höher geworden ist wie früher. Dann
'"°chte ich auch zu erwägen bitten, daß die Provinzialumlage in frühere» Jahren sehr wesentlich
"leichtert wordeil ist durch die Ergebnisse der Vieh- und Getrcidezölle.durch die Ueberweisungen,
"°lche aus der !«x Huene den Gemeinden zuflössen. Das wird in Zukunft aufhören; wie Sie alle
"tssen, unterliegt den Verathungen des gegenwärtig versammelten Landtages ein Gesetz, wonach

6
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diese Summen später den Kreisen entzogen werden, und wahrscheinlich wird das Gesetz zu
Stande kommen, so daß alle diese Beihülfen zur Erhebung der Provinzialumlage spater fortfallen.

Es sind das die Gründe, die uns veranlassen müssen, den Etat mit Sorgfalt zn
prüfen und auf große Sparsamkeit Bedacht zu nehmen. Ich bin aber wie gesagt, bei diesem
Etat nicht in der Lage, Ihnen irgend welche Positionen vorzuschlagen, bei denen wesentliche
Abstriche gemacht werden könnten. Wollte man solche Positionen herausgreifen, fo könnte es
sich im Wesentlichen nur um die Straßenvcrwaltung handeln, denn bei allen anderen Positionen,
namentlich bei allcdem, was seither in der sogenannten freiwilligen Armenpflege geleistet ist,
sind ja von dem Provinzialausschusse, wie der Herr Landesdirektor ausgeführt hat, mit Recht
schon wesentlicheKürzungen vorgenommen worden, und diesen Kürzungen haben wir es zu ver¬
danken, daß die colossale Vermehrung der Armcnlast, die im Ganzen nahe an 800 000 M.
kommt, in diesem Etat zusammengeschrumpftist auf eine Mehrumlage von 450 000 M. Ich
glaube, daß wir alle Ursache haben, dem Herrn Landcsdirettor für dies Resultat daukbar zu
sein. (Bravo!)

Meine Herren! Was die Straßcnvcrwaltnng angeht, so bin ich der Ansicht, daß wir
mit den gewöhnlichen Kosten der Straßenverwaltung nicht zu sparsam sein dürfen. Meine
Herren! Ein Jahr sparsam sein für die Straßcnverwaltung, rächt sich ans 5, 6 Jahre.
(Sehr richtig!) Was nothwendig ist, muß geschehen,nnd wenn wir eine Decke einmal so ver¬
kommen lassen, daß sie gänzlich durchgefahrcn ist, dann werden erheblichere Kosten entstehen,
als wenn wir regelmäßig mit der Unterhaltung der Steinbahn vorgehen. (Sehr wahr!)

Meine Herren! Ich hatte im vorigen Jahre eine Position angegriffen, den Unterstützungs¬
fonds für den communalen Wegebau. Der frühere hierfür ausgeworfene Betrag von 250 000 M.
ist im vorigen Jahre ans 350 000 M. erhöht worden und ich habe mir die Frage gestellt, ob es
vielleicht in diesen: Jahre räthlich wäre, hier wieder einzuhaken und Ihnen vorzuschlagen, diese
Position auf die frühere Höhe von 250 000 M. zu ermäßigen. Ich thue das nicht und zwar
aus dem Grunde, weil inzwischendas Gesetz über die Kleinbahnen erlassen ist. (Sehr richtig!)
Hierüber wird Ihnen ja auch eine Vorlage gemacht und dieses Gesetz über die Kleinbahnen und
die Aufwendungen, welche die Provinz auf Grund dieses Gesetzesvielleichtdoch zu machen hat,
stehen in innigem Zusammenhang mit dieser Position. Diesen Zusammenhang kann ich Ihnen
mit einigen Worten klar machen. Nehmen Sie an, ein Kreis will eine Straße bauen; nachdem
das Gesetz über die Kleinbahnen erlassen ist, findet er es fehr viel zweckmäßiger,eine Kleinbahn
anzulegen, welche nicht viel theurer, aber viel zweckmäßigerfür den Personen- und Güterverkehr
sein wird. Soll nun die Provinz deshalb, weil statt des Weges eine Kleinbahn geballt wird,
sagen: „Ihr bekommt nichts für den Bau der Bahn", während für den Bau des Weges eine
Beihülfe gegeben sein würde. Das ist eine Frage, die doch sehr zu erwägen ist, und es wird
vielleichtdoch dahin kommen, daß in solchen Fällen auch den Kreisen eine Beihülfe für den Klein¬
bahnenbau gewährt werden muß, aber nur in den Fällen, wo es sich um den Ersatz eines Weges
durch eine Kleinbahn handelt. Im Uebrigen will ich darauf nicht weiter eingehen, es liegt uns
ja ein Referat über die Kleinbahnen vor, mit dem ich im Wesentlicheneinverstanden bin, indem
auch ich der Ansicht bin, daß sich die Beihülfe für das Kleinbahnwesenwesentlichin erleichterten
Crebitbedingungenäußern solle.

Meine Herren! Ein zweiter Punkt der Straßenverwaltung betrifft das Mehr der außer¬
ordentlichenAusgaben und zwar ist hier ein Mehr von 200 000 M. eingestellt. In Wirklichkeit
hat sich ja ein Mehr nicht herausgestellt, weil auf der andern Seite durch Präcivualbeiträge ein
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Betrag von 175 000 M. mehr eingeht und ferner durch Erleichterung des Straßen-Etats in
Bezug auf die Pensionen Mindemusgabcn der Straßenverwaltung entstehen. Aber im Grunde
ist doch ein Mehr der außerordentlichenAusgaben von 200 000 M, vorgesehen. Ich will aber
diese Position nicht angreifen. Sie werden in dem Bericht, der Ihnen gedruckt vorliegt, ja ein
Verzeichnis;derjenigen Vrückenneubauten und Neupflasterungcnfinden, welche ausgeführt werden
müssen und z>. y». 2 Millionen Kosten verursachenwerden, und ich glaube, wenn man sagt, wir wollen
in diesen, Jahre mit 10°/» des Ganzen anfangen, fo ist das nicht znuicl. Aber in Bezug auf
diese Position will ich doch auf 2 Punkte aufmerksam machen.

Zunächst würde ich wünschen müssen, daß uns diejenigenBrückenbautenund Pflasterungen,
welche in der nächsten Etatsperiode aus diesen 200 000 M. gemachtwerden sollen, wenigstens in
der Commission svezisizirt werden, und ich möchte den Herrn Landesdirektor oder seinen Stell¬
vertreter bitten, uns da entsprechende Mittheilungen zugehen zu lassen. Ich glaube es steht einzig
in seiner Art da, daß derartige außerordentliche Ausgaben nicht speziell nachgewiesenwerden.
Aber das ist eine rein formelle Bemerkung,die hoffentlich ihre Erledigung finden wird.

Eine zweite Bemerkung ist aber etwas wichtigerer Natur. Der Straßcnrefervefonds.
wie Sie aus dem Verwaltungsbericht ersehen, betrug im vorigen Jahre 700 000 M. Wenn
'ch mir die Verwendung des Straßcnrefervefonds im vorigen Jahre ansehe, so finde ich, daß
die Ausgaben aus demsclbeu wesentlich für Nenbauteu von Brücken und für Neupflastcruug
gemacht sind. Meine Herren! Da ist es wir doch fraglich, wie sich der Reservefonds zu dicfer
Etatspusition verhält. Ich frage mich, giebt dies nicht eine Unklarheit? Hier haben wir in
«wer Etatsposition eine bedeutende Summe für Brücken und Neupflasterung; der Reservefonds
wird auch wesentlich für diese Zwecke verwandt und ich möchte dann wissen, wie sich die Ver¬
waltung das Verhältniß beider denkt. Ich könnte mir wohl denken, daß der Reservefonds im
wesentlichen für unvorhergesehene Ausgaben bestimmt ist. Das ist ein Gedanke, der seine
Berechtigung hat, wenn ich von Brücken spreche. Es kann ja sein, daß durch Huchwassereine
Brücke weggerissenwird, und daß diese unvorhergesehenenAusgaben durch den Reservefondszur
Deckung gelange,,. Aber eine Ncnpflasterung ist doch in der That nicht eine unvorhergesehene
Ausgabe und die Neuvflasterungcn sind auch wohl die Hauptausgabeu, welche im letzten Etats-
iahre aus diesem Reservefonds geleistet worden sind. Es ist jetzt nicht nöthig, sich darüber zu
""breiten, das Verhältniß kann ja in der Commission klar gestellt werden, damit man ganz
genau weiß, wie sich die Aufwendungen ans den, Reservefonds verhalten zn den Aufwendung/»
"us der gedachten Etatsposition.

Was nun die übrigen Positionen des Etats anlangt, die ich einzeln durchgegangenbin
und die der Herr Landesdirektor ja in so eingehender Weise hier erläutert hat, so geben sie
'"eines Erachtens einen Anhalt zu Ersparnissen uicht, wenigstens nicht zu wesentlichen. Ich
glaube, daß wir die Entlastung der Beamten von den Beiträgen znr Pensionskasse für die
Wittwen und Waisen Alle gern genehmigenwerden. Ich glaube auch, daß die kleinen Erhöhungen
"" Etat für Kunst und Wissenschaftund im Museums-Etat einen Anstand nicht finden werden,
""ch bin ich meinerseits gern damit einverstanden, daß der Provinzialausschuß in den Etat für
gewerbliche Zwecke 10 000 M. mehr eingesetzt hat, aber, meine Herren, in Bezug auf dicfen
Punkt möchte ich „och einige Bcmerkuugeu machen. Erstens will ich doch hervorheben, daß die
uns überwiesenenFonds und Dotationen nach dem Gesetz für gewerbliche Zwecke nicht verwendet
werden dürfen; es ist ja nun richtig, daß in dem Etat Vorsorge getroffen ist, daß zu diese,,
Zwecken nur solche Mittel verwandt werden, worüber der Provinzialausschuß und der Provinzial-
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landtag freie Verfügung hat. Aber, meine Herren, ich bemerke nuch, daß, wenn wir dicfe Mittel
nicht für derartige Zweckeverwendeten, sie immer stüfsig blieben, um andere gesetzlich vor¬
geschriebene Aufgaben des Pruuiuzialverbandes zu decken; alfu im Grunde genommen kommt
es auf eins heraus. Ich sage der Provinzialvcrband ist nicht gesetzlich verpflichtet, gewerbliche
Zwecke zu unterstützen. Ich will damit keineswegs behaupten, daß sie nicht unterstützt werden
sollen; ich will nur hervorheben, das; in dieser Beziehung gewerblicheZwecke auf eiuem ganz
anderen Brette stehen als Unterstützungen zu Eommunalwcgcbanten, Ausgabcu für Kunst uud
Wissenschaft,für Pruuinzialmufeeu und Laudarmenwcsen. Dann mochte ich noch hervorhebe»,
daß die Uuterstützuug für gewerblicheZwecke ein Feld ist, welches fehr entwickelungsfähig ist;
der betreffende Etat ist jetzt noch fehr klein, aber wmn Sie die große gewerblicheThätigkeit
nnscrcr Provinz betrachten, wenn Sie sich die zahlreichenAnstalteil ansehen, welche für gewerb¬
liche Zwecke in der Provinz vorhanden sind uud täglich eutsteheu, so liegt allerdings die Gefahr
nahe, daß dieser Etat ans die Dauer doch ziemlich anschwellenwird, nnd wenn wuhlhabeude
Städte wie Köln uud Aachen aus diefcm Etat Beihülfen erhalten, so wird es meines Ernchtens
schwerlich ausbleiben, daß auch minder wohlhabende Städte schließlichsich au den Provinzial-
landtag wenden, um aus diesem Etat ebenfalls Beihülfen zu erhalte». In diefer Beziehung
wünfche ich dem Ausschuß die nothige Widerstandsfähigkeit und rufe ihm das Wort zu: Land-
gras bleibe hart.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Loö hat
das Wort.

Abgeordnete Freiherr von Lo«: Meine Herren! Es ist nicht meine Absicht, Ihnen eine
Etatsrede zu halten. Ich stimme mit Freuden dem bei, was die beiden Herren Vorredner über
unsere Provinzialuerwaltung gesagt haben, daß das Vertrauen, was sich alle Jahre bewährt hat,
in uns nur gewachsenist durch die Vorlage, die wir heute hier bekommenhaben, sowohl den Ver¬
waltungsbericht des verflossenenJahres wie den uns vorgelegten Etat für die beiden kommenden
Jahre. Ich schließe mich darin durchaus dem an, was die beiden Vorredner in dieser Beziehung
geäußert haben; wie gesagt, es ist nicht meine Absicht, eine Etatörede zu halten, ich wollte nur
über einen Punkt etwas größere Klarheit haben, einen Punkt, in dem ich auch mit Freude ersehen
habe, daß die Provinzialverwaltuug, nach meiner Meinung wenigstens, fördernd fortzuschreiten
bemüht ist. Er betrifft die Uebcrweifung aus den Uebcrschüssender Provinzial - Feuer - Societät
an die Provinzialverwaltuug. In dem Etat sind unter Tit. IV, 3 glaube ich, 60 000 oder
61000 M., wie der Herr Landcsdirektor uns auch mitgetheilt hat, eingestellt. Es ist das
geschehen auf Grund des §. 22 des Reglements. Die Provinzialverwaltuug hat, wie ich zunächst
sagen will, vollständig korrekt gehandelt; die Herren erinnern sich aber, daß dieser §. 22, als wir
denselben beriethen, hier Widerspruch ersahreu hat, vou meiuer Seite speziell auch, indem wir
gesagt haben, daß die Natur der Provinzial-Fcuer-Societät als Gcgenfeitigkeitsgcfellfchaftdadurch
einigermaßen alterirt würde; sie bleibe keine reine Gcgenseitigkcitsgesellschaftmehr, sondern sie
nehme in etwas, wenn auch zum kleinen Theile, den Charakter einer Erwerbsgesellschaftau, indem
der Provinzialverwaltuug für ihre Zwecke Verwendungen gemacht werden. Ich habe aber ""t
sehr großer Freude in dem Verwaltungsbericht eine Bemerkung hierzu gesehen, von der ich wünsche"
möchte, daß sie uns etwas näher klar gemacht würde. Es ist da gesagt worden, daß für das Jahr
1891,92 100 561 M. 31 Pf. und zwar zur Verwendung für gemeinnützige,zugleich die Inter¬
nen der Sonetä't fördernde Zwecke überwiesen sind. Wenn diese Uebcrweifung zur Förderung
der Interessen der Societät erfolgt ist, dann würde wieder der alte Charakter der Societät gewahrt
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sein, es würde dann kein Erwerb für andere Zwecke der Provinz gemacht werden, sondern es wäre
da eben der Charakter der Gegenseitigkeitrein gewahrt. Nun mochte ich mir die Frage erlauben,
ob der Herr Landesdircktor und die Verwaltung in der Lage ist, uns darüber eine Nachweisung
zu geben — nicht hellte - das verlangeich nicht, sondern in diesen Tagen, etwa wenn der Etat der
Feuer-Societät berathen wird; es würde das im Interesse der Verwaltung liegen. Die Verwaltung
wird ja wisseu, dah dieser Punkt nicht blos hier Widerspruch erfahren, sondern auch in weiteren
Kreisen eine gewisse Beunruhigung hervorgerufen hat, und ich würde mich sehr freuen, wenn diefe
Beunruhigung vollständig beseitigt würde.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Zunächst hat das Wort der Herr Landes-
baiikdircktur Di-. Lohe.

Landcsbankdirektor I)r. Lohe: Meine Herren! In Bezug auf die Anfrage des Herrn
Eommerzienraths Fricderichs bezüglichder Gewährung von Darlehen durch die Landesbank, die
speziell dahin geht, in wie weit die bewilligten Darlehen dem Groß- oder Klein- oder mittleren
Grundbesitz zufallen, mochte ich auf Seite 38 des Vcrwaltungsberichts pro 1891/92 hinweifen,
wo zu ersehen ist, daß die Zahl der Darlehen an Private im Ganzen 279 beträgt und an
Private ausgegeben sind «223 518 M. Es macht das auf das Darlchn gerechnet, einen
Durchschnittsbetrag von circa 22 000 M. Es ergicbt sich schon hieraus, daß der Durchschnitts-
brtrag einem mittlereu Gruudbcsitz entspricht. Thatsächlich liegt das Verhältnis; indeß noch
wesentlichanders zu Gunsten des kleinen Besitzes. Ich glaube — die Ziffern liegen mir augen¬
blicklich nicht vor. — aber ich kann wohl behaupten, daß mindestens °/° der Darlehen der
Lcmdcsbant sich bewegen zwischen 1500—10 000 M. Die Landesbank betrachtet es gerade als
lhre Spczilllaufgabe, dcu tleiueu Gruudbefitz zu fordern; die Gewährung von Darlehen an den
Nwßen Grundbesitz nimmt ihre Thätigkeit viel weniger in Anspruch; die Zahl der von diesem
"nchgesnchtcnDarlehen ist uerhältnißmäßig gering; die Hauptfache bei der Thätigkeit der
Nm'desbank bildet immer die Creditgewährnng an den mittleren und den kleineren Gruudbefitz.

Stelluertreteudcr Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordneter Lueg hat das Wort.
Abgeordneter Lneg: Meine Herren! Der Herr Abgeordnete Fritzen hat ausgeführt,

"ns ja richtig ist, daß die Unterstützungen für gewerbliche Zwecke nicht auf das Dotationsgesetz
z""'ckzufilhrcn sind, uud hat weiter gewarnt, daß dieser Etat, den er zwar in der Hohe wie er
'"s heute uurliegt. nicht bemängeln wolle, doch für die Zukunft nicht zu sehr ausgedehnt werde.

Meine Herren! Ich möchte dem doch mit ein paar Worten insofern entgegentreten,
"s ich zwar zugeben muß, daß nach der Dotationsrcnte eine Verpflichtung Nlcht vorliegt, lch
aber der Meinung bin, daß es für die Provinz von außerordentlich großem Nutzen lst, wenn
°beu dieser Etat, wie er jetzt besteht, uicht gewissermaßeu als abgeschlosseu betrachtet wird Ich
lUaube. daß gerade durch diese verhältnißmäßig geringen Mittel sehr viel Gutes geschaffen
'"en kaun nnd anch geschaffenist, uud ich mochte Sie bitte», daß Sie insoweit den Aus¬
lugen des Herrn Abgeordneten Fritzen, der dem Proviuzialausschussezuruft, Landgraf werde
" dieser Frage hart, nicht in vollem Umfange zustimmen, sondern daß S.e - lch hoffe daß
b/°s auch Herr Fritzen fo hat verstehen wollen - wohl bei den Prüfuugeu für spatere
^"fordernugen sehr vorsichtig zu Werte gehe», aber daß wir uicht sage» wollen, wlr machen
"'ter diesen Etat einen Strich, es soll nicht weiter gegangen werden, davor möchte ich S>e

°°6> dringend warnen. (Sehr richtig!) r . >>« «n .
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Der Herr Abgeordnete Fr.tzen hat das Wort.
Abgeordneter Fritzen: Ich glaube, der Herr Vorreduer hat mich mißverstanden, wenn

" ylaubt, ich hätte gesagt, wir wollten ein ür alle Mal einen Strich unter diese Bewilligungen



46 37. Rheinischer Provinziallandtag, 2. Sitzung am 5. Dezember 1892.

machen. Das ist nicht meine Absicht gewesen. Ich habe mich nur bemüht, Ihnen den Unter¬
schied klar zu machen, welcher zwischen diesem Etat und den andern Etats besteht, und habe den
Prouinzialausschuß ersucht, ihn vorsichtigzu behandeln. Aber daß die gewerblichen Zwecke immer
noch dringend der Unterstützung bedürfen, will ich in keiner Weise in Abrede stellen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Loö hat
das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Loü: Meine Herren! Ich habe vorhin vergessen,auf einen
Punkt zurückzukommen. Es versteht sich von selbst, daß ich dem, was der Herr Abgeordnete
Friederichs gesagt hat, in Bezug auf die Zugcinglichmachungder Fonds der Landcsbank für den
mittleren und kleineren Grundbesitz in vollstem Maße beistimme; es wäre in, höchstenGrade
wünschenswerth,wenn die Landcsbank zu dem Minimalsatz von 1500 M. bei Ausgabe von Dar¬
lehen heruntergehen könnte; aber das ist ja natürlich bei der Größe der Nheinprovinz eine Un¬
möglichkeit,und ich wollte deswegen etwas anderes empfehlen und eine andere Bitte aussprechen.
Als ich noch die Ehre hatte, Mitglied des Kuratoriums der damaligen Provinzialhülfskasse zu
sein, hatte ich mir erlaubt, einen Antrag zu stellen, daß die damalige Provinzialhülfskasse, die
heutige Landesbank, zur Centralstelle gemacht werde auch für den Gelduerkehr der kleineren länd¬
lichen Spar- und Darlehnskassen. In diesen kleinen und ländlichen Darlehnskassen liegt ja der
Kredit für den kleinen Grundbesitz, also für diejenigen Grundbesitzer, diejenigen Bauern, denen
die Landesbank Kredit nicht gewähren kann. Der Antrag ist damals leider abgelehnt worden,
die Sache hat sich nicht ausführen lassen. Ich will nicht sagen, daß es heute schon überall und
leicht geschehen kann; das will ich nicht behaupten, aber ich möchte die Prouinzialverwaltung und
diesen Zweig der Provinzialverwaltung, also das Kuratorium der Landesbank recht dringend bitten,
nach Möglichkeitdarauf Bedacht zu nehmen, sich immer mehr — mit einein Schlage wird ja das
auch nicht gehen — zur Centralstelle für den Geldverkehr der kleinen und ländlichen Darlehns¬
kassen zu machen. Wenn wir das erreichen, wenn die Landesbank eine billige Darlchnskasse für
den großem Grundbesitzist, und wenn sie Geldvermittelungsstellefür die kleinen Kassen ist, dann
ist die Frage auf dem schönsten Wege geregelt, und ich wiederhole die Bitte, daß die Provinzial¬
verwaltung diese Frage in recht ernste Erwägung nehmen möge. (Zustimmung)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich ertheile das Wort dem Herrn Landesbank-
direktor Dr. Lohe.

LandesbankdirektorDr, Lohe: Meine Herren! Die Landesbank ist bereits im verflossenen
Jahre den Wünschen des Herrn Vorredners in weitgehendsterWeise entgegengekommen. Sie hat
zunächst damit begonnen, eine Verbindung mit den städtischen und Kreissparkassen einzuleiten.
Sie hat diesen Kassen ein Contocorrent eröffnet und hat in einer Zeit, wo der private Bank-
discont 2—3«/« war, diesen sämmtlichenSparkassen einen Zinsfuß vou fast 3«/« auf Contocorrent
gegeben und zwar sozusagen ohne jede Kündigungsfrist und ohne Nebcngebühren. Die Folge
dieser Einrichtung ist eine ganz außerordentliche gewesen. Meine Herren! Wie Sie aus unsere»!
Nerwaltungsbericht Seite 3? ersehen, hat die Landesbank in Folge dessen schon im ersten Iah"
eine Einnahme auf dem Contocorrent von circa 14 Millionen Mark gehabt (Hört!) und einen
Abgang auf diese,« Contocorrent von 11 Millionen, so daß ein Bestand von über 3 Millionen
auf diesem Contocorrent verblieb. Aber die Landesbank ist nicht dabei stehen geblieben, den
städtischen und KreissparkassenErleichteruugen in Bezug auf die Unterbringung ihrer Gelder z«
gewähren, sondern sie ist weiter gegangen, sie hat sich mit der Hauptgenossenschaftskassedes land-
wirthschaftlichenVereins in Verbindung gesetzt, sie hat sich auch in Verbindung gesetzt mit den.
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Centralvorstande des Baucruvereins und hat demselben angeboten, sich auch als Centralstelle für
deren Gelduerkehr zu etabliren. Die Verhandlungen mit dem LandwirthschaftlichenVerein sind
bereits zum vollständigen Abschluß gekommen. Wir sind schon in Verkehr getreten mit einer
Zahl von ländlichen Darlchnskassen, von Consnmuereinen, von Molkereigenossenschaften,und wir
tonnen constatiren, daß diese Einrichtungen sich auf das beste bewähren; wir hoffen, daß wir bald
auch mit den Vauernvcreincn in ähnlicheBeziehungen treten werden, welche den weitgehendsten
Ansprüchenin Bezug auf die Befriedigung der kleinen Krcditbedürfnisseauf dem Lande vollständig
entsprechen. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Meine Herren! Weitere Redner sind nicht
gemeldet. Ich schließe die Diskussion und ertheile dem Herrn Referenten das Schlußwort.

Llliidcsdirektor Klein: Meine Herren! Bei der vorge-rückten Stunde mochte ich mich
»ur ans einige wenigeBemerkungen beschränken, die in der Kürze nur noch die Aufklärungen geben,
welche seitens der Herren Abgeordneter Fritzen und Freiherr von Los gewünschtworden sind.

Der Herr Abgeordnete Fritzen hat den Wunsch geäußert, daß in der Commission
wenigstens eine Mittheilung der Positionen erfolgen möge, welche in den nächsten 2 Jahren
aus dem außerordentlichen Etatskredite bei der Straßenverwaltnng ausgeführt werden füllen.
Ich verstehe den Herrn Abgeordneten wohl richtig dahin, daß damit nicht eine strikte Ver¬
pflichtung zur Ausführung der bezüglicheneinzelnen Positionen begründet werden soll, sonder»
daß die Mittheilung der Voranschläge lediglich zur Keuutuißuahme der Commission erfolgen
soll, uhne daß der Provinzialausschuß bei seiner späteren Beschlußfassung strenge au die mit¬
getheilte Liste gebuudeu ist. Eine Mittheilung unter diesem Vorbehalte wird in der Commission
gerne gemacht werden.

Ferner hat der Herr Abgeordnete Fritzen hervorgehoben, daß aus dem Reservefonds
bis jetzt Summen verwendet worden seien zu denselben Zwecken, für welche jetzt ein außer¬
ordentlicher Etatskredit verlangt werde. Das ist absulnt richtig. Wir mußten so handeln
unter dem Drucke der Nothwendigkeit. Die Ausgaben für außerordentliche Pflasterungen, für
Neubauten von Brücken waren so dringend, daß dieselben nicht verschobenwerden konnten, nnd
°a wir leinen andern Kredit hatten, so blieb nur übrig die betreffendenaußerordentlichen Ausgaben
"ls dem Reservefunds zn bcstrciten, wie das in dem Ihnen vorliegenden Verwaltungsbericht
"«ler ausgeführt wordeu ist. Es besteht aber die Absicht, in der Zuknnft, nachdem der nene
Natstitel geschaffenworden ist, den Reservefonds für die Zwecke zn verwenden, für welche er
"gentlich dienen soll und welche der Herr Abgeordnete Fritzen richtig gekennzeichnethat. d. h.
z" Beseitigung von anßerordentlichen Schäden an Brücken oder Straßen m Folge
elementarer Ereignisse, nicht aber für dasjenige, was zeitweife erneuert werden muß. wenn eo
">ch anf außerordentliche Weife erneuert werden mnß. Die Ansstellnng des Herrn Fntzen kann
"s° "nr die Vergangenheit treffen, während für die Znkunft in dieser H'^t"" anderes
Erfahren beobachtet werden soll, indem die Trennung, die Herr Fritzen für noth.g hält nnd
"e ich auch für nöthig -halte, strenge innegehalten wird. <..«>.>. l.

Wenn Herr Abgeordneter Fritzen fodann drittens Vorficht be> der Verwendnng für
verbliche Zwecke nnd anch für solche Zwecke, die der Kunst nnd Wl senschast drenen. an¬
empfohlenhat. so glaube ich doch wohl kaum, daß ein Etat für gewerblicheZwecke m Hohe
5°n 53 000 M. in einer f° gewerbreicheuProvinz, wie die Nheinprovinz ist. Bedenken erregen
"'"- Die Frage der Beschränknng der Ausgaben zu Beihülfe,, au einzelne Städte für w.ssen-

'^fMche Zwecke ist znfällig in der letzte,. Sitzung des Prov.nzialausschnsses speziell erörtert
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und ist mir hierbei der Auftrag ertheilt wurden, diese Frage von dem Gesichtspunkte aus zu
prüfen, daß solche Unterstützuugeu nur dann bewilligt werden füllen, wenn ein allgemeiner
provinzieller Zweck damit erreicht wird. Auf diese Weise hoffen wir dem zuvorzukommen,
was Herr Abgeordneter Fritzen mit Recht befürchtet, daß jeder Ort schließlich für Zwecke unter¬
geordneter Bedeutung Beiträge verlangt. Die mir vom Ausschüsseaufgetragene Nntersnchuug
wird sich also darauf zu erstreckeu haben, in welcher Weise bisher Unterstützungen für einzelne
wissenschaftliche Zwecke gewährt wurden sind, und wie ciu System aufgestellt werden tauu, nach
welchem solche Unterstützungen nur dauu zur Bewilligung gelangen, wenn damit die Gesammt-
intcressen der Provinz gefördert werden.

Die von dem Abgeordneten Freiherrn von Lu« gewünschteAuskunft ist bereits auf
Seite 72 des Verwaltungsberichts pro 1891/92 ertheilt. Dort sind die Verweuduugcu im
Einzelnen aufgeführt, welche aus dem bezüglichenFonds erfolgt sind. In erster Linie kommt
als Verwendungszweck in Betracht, sowohl für die Vergangenheit wie für die Folge, die
Beförderung von Wasserleitungen und Vrandwciheranlagen in kleinen Ortschaften, die kein
Nasser haben, namentlich auf den Höhen der Provinz. Es wird damit zunächst dem Zweck
gedient, daß die Lebenshaltung der Bewohner des Ortes sich dadurch verbessert, daß sie gesundes
Wasser erhalten, ferner in landwirthfchaftlicher Hinsicht dadurch Uuterstützuuggewährt, daß dem
Mangel an gesundem Wasser für das Vieh und für sonstige landwirtschaftliche Zwecke Abhülfe
bereitet wird, und endlich wird den Zweckender Societät dadurch genutzt, daß die Fcuersgcfahr
dadurch vermindert wird, daß gleich Wasser zur Löschung eines entstehenden Brandes zur
Stelle ist. Außer für Wasserleitungen und Vraudwciher haben wir aus dieser Summe eine
außerordentliche Verwendung getroffen, über welche ich iu der betreffenden Facheuinmission »och
ausführlichere Mittheilungen machen werde. Dieselbe betrifft die vom Ausschusse bewilligten
Unterstützuugeu aus Aulaß des große» elementaren Ereignisses, eines furchtbaren Orkans, von
welchemim vorigen Jahre der Niedcrrhein betroffen worden ist. Die Noth uud das Unglück
war so grüß, daß der Ausschuß eine Beihülfe nicht versagen konnte. Da wir außer dem in
Rede stehenden Funds keine anderweite» Mittel besaßen, so hat der Ausschuß aus diesen, Fonds
die Unterstützung bewilligt. Wir glaubten hiermit die Interessen der Societät in der Weist
in Verbindung bringen zu können, daß die Unterstützungen lediglich für Societätsgenossen
bewilligt wurden, und sind die Beihülfen mit dieser Maßgabe gewährt wurde». Es trat danut
der Fall ein, daß die Gesanuntheit der Societät den unglückliche»Genosse», welche von einem
unabwendbare» Naturereignis;, gegen welches es weder einen Schutz uuch ciue Versicherung g"b,
so hart betroffcu worden sind, zu Hülfe kam, was den Sinn und das Interesse für die Societät
nur in weitere» Kreise» beleben tonnte.

Wen» gcgc» diese Verwendung, meine Herren, anch Bedenken erhoben werden können,
so vertraue ich doch, daß nach Klarlegung der Verhältnisse in der Commissiun Sie Alle damit
einverstanden sein werden.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich nehme an, meine Herren, daß Sie den
Antrag des Referenten, die Spezial-Etats den beiden Fachcummifsiunen zu überweisen, M
Beschluß erheben. — (Das ist geschehe,,.)

Wir können nunmehr übergehen zu Nr. 5 der Tagesordnung. Es ist der Bericht des
Provinzialausschusses. betreffend den Vermogensstand des Rheinischen Provin-
z,alverbandes. Ich ertheile das Wort dem Herrn Landcsdireltor als Referenten.

Landesdirettur. Geheimer Ober-Regierungsrath Klein: Das Vermögensverzeichmß liegt
Ihnen gedrucktvor und Sie werden mich wohl davon dispensiren, die einzelnen Positionen Ihn"'
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vorzulesen. Dagegen wird Sie intcressiren zu erfahren, wie das Gcsammtrefultat sich stellt.
In dieser Hinsicht habe ich die Ehre Ihnen Folgendes mitzutheilen:

Nach dem Verzeichnissestellt sich eine Vermehrung des Gcsammtvermögeu«staudes der
Provinz seit der letzten Aufstellung pro 1. April 189N heraus von 878 000 M. Sie werden
uuu mit Recht fragen, woher kommen diese 878 000 M.? Liegt dari» kei»e unznläffigeKapitals¬
bildung ans den Stenererträgnissrn der Provinz? Es ist indessen gestern von dem Herrn Vor¬
sitzenden des Äuöschnsses angefahrt worden, das; dieses in keiner Weise der Fall sei, indem aus
der Umlage lein Gruschen hierzn entnommen wurde, währcud wir auch audercrseits uicht den Fehler
begangen haben, das Kapitalvermögen der Provinz für laufeudc Verbrauchszweckeverwcudet zu
habcu. Wir sind vielmehr in dieser Hinsicht ganz korrekt verfahre». Die Vermugensvermehruug
von 878 000 M. erklärt sich auf folgende Weise:

1. Der Funds zur Errichtuug des Kaiscr-Wilhclm-Dcnkmals ist um den Betrag der ihm
nach Ihren Beschlüssenzuzuführenden Raten mit zusammen 160 000 M. und der Zinsen der
angesammelten Bestände gewachsen;

2. sind dem Vanfunds für die Mnfcen zu Trier uud Noun 67 000 M. zugeflossen,
weil die Stadt Bonn ihre Rate — sie zahlt 20 000 M. in 10 Jahresraten — und der Staat
einen weiteren Veitrag geleistet haben;

3. hat eine Nenversichernngder Mubilien der Anstalten nnd hierbei eine genaue In-
^ntarisation stattgefunden, welche eine Vermehrung der Mubilieu uud Inventarbestände nm rund
260 000 M. ergeben hat. Dieser Mehrbestand an Mubilien u. s. w. hat sich im Laufe der
^ahre nach und »ach augefammelt uud zwar dadurch, daß die ctatsmäßigen Neubeschafsuugeu
gemacht uud hierbei die alten Sachen nuch eine Zeit lang gebraucht wurdeu bezw. zu diesem
Zwecke in den Anstalten verblieben.

Eine vierte Vermehrung des Vermögens um etwa 200000 M. hat sich buchmäßig durch
le Einstellung des Laugeufcldcr Hofs in das Vermögensvcrzeichnihergeben. Wir haben den

^ungcufelder Huf in der SublMation erstanden und hätten denselben zum Erstehuugsprcis in der
^ubhastatiun in das Aktivum und den zu zahlenden Kaufpreis in das Passivum des Verzeichnisses
Zustelle,, können, Wir haben indessen hiervon Abstand genommen, um eine Gleichmäßigkeitbei der
Aufstellung unseres Vermögens hinsichtlichder Immobilien zu erhalten. Wir führe» nämlich
b'e Gebäulichkeiten nach der Fcuerversichcrungstaxe uud die Grundstücke nach einer dein allge-
'Neiucn Werthe entsprechendenTaxe au. Bei diesem Verfahren ergab sich bei der Anführung
°°s Laugcnfclder Hofes ein Plus von 200 000 M., welches indessen nur scheinbar eine Vermügcns-
""'"ehruug darstellt.

Endlich habeu wir fünftens die Tilgung der Irrenanstalts-Vauschuld vorschriftsmäßigmit
^'/«"/u festgesetzt; es macht dies bei 6 000 000 M. jährlich 90000 M., wozu noch die Zinsen
°er llmurtisirlen Nelräge treten. In Folge dessen haben sich die Schulden der Proviuz während
°" zweijährigenPeriode um 190 000 M. vermindert, womit das Vermögen um diese» Betrag sich
«"mehrt hat. Weun Sie diese Beträge zusammenrechne»,erhalten Sie in runder Summe den
"etrag, welchenich als Gesammtvermehrung des Vermögens genannt habe.
, Das Gesammtbild des Vermögens ergiebt, daß einschließlich des Vermögens der Landcs-
"""k und einschließlich des Vermögeus der Feuer-Societät die Provinz im Ganzen ein Vermögen
««» 31 Millionen Mark besitzt, was in der That als eine günstige Vermögenslage bezeichnet
werde» ,„uh. Es wird unser aufrichtigstes Bestrebe» sein, diefe günstige Lage der Provinz zu
"halten. (Vravo!)

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Ich stelle fest, daß Sie den Bericht zustimmend
°"g°gengenmnmen haben.
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Wir würden uns dann zu Nr. 6 der Tagesordnung zu wenden haben: Entscheidung
über die geschäftliche Behandlung der bis setzt eingegangenen Vorlagen.

Ich bitte die verehrten Herren, das Verzeichnis) der Vorlagen zur Hand zu nehmen
— Nr, 19 und Nr, 26 der Drucksachen.— Es kommt darauf an, daß wir den Commissionen
ein entsprechendesArbeitspensum zutheilen, daß wir aber auch gleich für die nächsten Sitzungen,
bis wohin die Arbeiten der Eommissioncnsich noch in den Anfängen befinden, uns ein hinreichendes
Arbcitsmaterial reserviren. Dahin gehen denn auch meine Vorschläge. Beginnen wir mit den
Vorlagen der KöniglichenStaatsrcgierung. Die Nr. 1, das ist die Wahl von bürgerlichen Mit¬
gliedern der Ober-Ersatzcommissionen,wollen wir der I. Fachcommissionzur Vorberathung über¬
weisen, ebenso Nr. 2, die gutachtlicheAeußerung des Provinziallcmdtages über den Antrag der
Gemeinde Meiderich im Kreise Nuhrort auf Verleihung der Städteordnung, wozu ein Bericht des
Provinzialausschussesbereits vorliegt; dagegen wäre die Nr, 3 des Verzeichnisses,die Beschluß¬
fassung des Provmziallandtags über die Organisation der Denkmalspflege in der Nheinvrovinz,
wozu auch ein Bericht des Provinzialausschusses vorliegt, im Plenum zu behandeln, Nr. 4, das
ist eine gutachtliche Aeußerung des Provmziallandtags über die behufs Durchführung der Gebäude-
steucrueranlagung auf dem Lande in Aussicht genommenen sogenanntenNormalstädte, wäre wieder
der I. Fachcommissionzu überweisen uud Nr. 5 der Vorlagen der KöniglichenStaatregierung,
nämlich die Erforderung einer Aeußerung des Promnziallandtags über die sogenannten Pfand-
schaften, der Berathung im Plenum vorzubehalten.

Der Herr Landtagscommissarius hatte die Güte, mich davon in Kenntniß zu setzen, daß
der Herr Iustizminister großen Werth darauf legt, daß diese Sache bald zur Erledigung gelange,
und daß er bereit sei, einen Eommissarius des Ministeriums zu beauftragen, unsere Verhand¬
lungen zu unterstützen. Wenn ich Ihr Einverständniß annehmendarf, würde ich die Dispositionen
so treffen, daß wir die Verhandlungen über diesen Gegenstand im Plenum an, Freitag dieser
Woche stattfinden lassen. Mit Zustimmung des Herrn Abgeordneten Iörissen habe ich denselben
zum Referenten für das Plenum ernannt.

Wir kommen sodann zu den Vorlagen des Provinzialausschusses. Sie sind bereits in
den ersten vier Nummern durch unsere heutigen Verhandlungen erledigt.

Nr. 5 und Nr. 6, die Etats des Provmziallandtags lind der Etat zur Zahlung von
Pensionen gehen an die I. Fachcommission,ebenso Nr. 7, 8, 9 und 10, ferner Nr. 11, 12, 13,
14 und 15. Das siud alles Etatssachen, die dieser Eommission angehören. Nr. 16 ist bereits
heute auf das Referat des Herrn Landesdircktors hin erledigt. Weiter kommt nnter Nr. 17 der
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses in Betreff des Ablaufes der Dicustzcit des Landes-
bauraths Drcling. Diesen Gegenstand können wir wohl im Plcnnm behandeln. Nr. 18, der
Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses, betreffend das Kaiser - Wilhelm - Denkmal in der
Nheinvrovinz, kommt gleichfalls zunächst im Plenum zur Verhandlung. Ebenso können wir auch
die Nr. 19 im Plenum vornehmen, Nr. 20, 21. 22 nnd 23 dagegen sind der I. Fachcommission
zuzuweisen. Nr. 24 ist der Bericht und der Antrag des Provinzialausschusses, betreffenddie Er¬
richtung von landwirthschaftlichen Wintcrfchnlen zu Wetzlar nnd Erefeld. Diesen Gegenstand
können wir wohl auch gleich ins Plenum nehmen. Dann kommt eine ganze Reihe von Sachen,
dle wir wieder der Fachcommission zuweisen können, nämlich zunächst Bericht und Anträge des
Provinzialausschussesbetreffs Errichtung einer Weinbauschulefür die Nheinprouinz und weiter eine
ganze Reihe von Entlastungen von Rechnungen.
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Wir kommen nunmehr zur GeschäftsabtheilungII der Centralverwaltung und da würde
ich den Herren vorschlagen, die Nummern 43, 44, 45 des Verzeichnisses,ebenso 46, 47, 48, 49
der II. Fachcommissionzuzuweisen.

Von den Vorlagen aus der III. Abtheilung der Centralverwaltung gehen die sämmtlichen
Etats an unsere II. Fachcommission.

Dann kommt aber unter 59 ein Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Umwandlung der Taubstummenanstalt zu Aachen in eine Prouinzial-Taubstummenanstalt. Diese
Sache könnten wir wohl auch dem Plenum vorbehalten.

Die Entlastungen von Rechnungen Nr. «0—81 würden der Commissionzuzuweisensein.
(Zuruf: Welcher Commission?) Wir haben ja nur mit 3 Fachcommissionenzu thuu. Alle die¬
jenigen Sachen, die der II., III. und IV. Geschäftsabtheilung des Landesdirektoriums angehören,
kommen in die II. Fachcommission.

Die IV. Abtheilung der Centralverwaltung macht uns folgende Vorlagen: Nr. 82 uud
83, die beiden Etats, geben wir der Commission, ebenso die folgendenEntlastungen. Dann kommen
wir zur Abtheilung V der Centralverwaltung, das Straßcnbauwesen betreffend, wie Sie im Ver¬
zeichnis; Seite 10 des näheren finden. Da haben wir zunächst den Etat über die Verwaltung
und Unterhaltung der Vrovinzialstraßen. Der kommt in die III. Fachcommission. Nr. 89 Bericht
und Anträge des Provinzialausschusses,betreffenddie Ausbildung des unteren Straßenbaupersonals,
können wir wohl im Plenum behandeln, ebenso Nr. 90, Bericht des Provinzialausschussesüber
"en Erlaß und die Ausführung des Gesetzes, betreffend die Heranziehung der Fabriken lc. mit
Vorausleistungen für den Wegebau in der Nheinvrovinz; gleichfalls Nr. 91, Bericht und Antrag
"es Provinzialausschussesüber die Veräußerung eines Gruudstückesbei Lützcl-Coblenz.

Die beiden folgenden Sachen dagegen haben wir der Commifsionzu überweisen, es ist
er Bericht und Antrag des Provinzialausschusses in Betreff der Kleinbahnen und die Anträge

der Commission in Netreff der Uebernahme der Aktienstraßen. Das Wort hat der Herr Ab¬
geordneteSimons.

Abgeordneter Simons: Ich möchte mir die Frage erlauben, ob wir nicht den Gesetz¬
entwurf über die Kleinbahnen einer Spezialcommifsion überweiseu wollen, weil das doch ein
Gegenstand von allgemeiner Bedeutung ist, für den sich vcrfchiedeneHerren intcrefsiren, und ich
"ochte vurfchlagen, gleich eine Commission zu wählen, vielleicht von 15 bis 20 Personen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Ich möchte den Herrn Abgeordneten darauf
aufmerksammachen, daß die Commission doch aus 15 Mitgliedern des hohen Landtags besteht,
"'° daß, wie ich aus dein mir soeben mitgetheilten Verzeichnisseder Commission ersehe, die

l> Fachcommission durchweg aus Herren besteht, bei denen ein fachlichesUrtheil über diese
""laterie vorauszusetzen ist. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Graf Veissel von Gymnich.

Abgeordneter Graf Veissel von Gymnich: Ich möchte auch den Antrag des Abge¬
töneten Simons unterstützen. Es ist von den verschiedensten Seiten an die Abtheilungen die

^e ergangen, gerade in diese Fachcommission hineingewählt zu werden, eben mit Rücksicht
°uf das Kleinbahngefetz. Es ist unmöglich, dem Wunsch der Herren auch nur annähernd Folge
2" geben, weil die Zahl 3 das Maximum der Mitglieder darstellt, die jede Abtheilung iu die

""Mission hineinwählen kann.
. Ich möchte auch dringend bitten, daß diese Frage der Kleinbahnen an eine eigene Com-

Won überwiesen wird, und ich würde auch nichts dagegen einzuwenden wissen, wenn die
""Mission über 15 Mitglieder zählt. Es heißt in der Geschäftsordnung für den Landtag,



37. Rheinischer Provinziallandtag, 2. Sitzung am 5. Dezember 1892.

daß in der Regel 15 Mitglieder die Commission bilden sollen, aber bei einer so wichtigen
Angelegenheit, wie gerade das Kleinbahngesetzist, würde es doch angebracht sein, wenn wir die
15 überschritten, um denjenigen Herren, die ein spezielles Interesse am Kleinbahngcsetz haben,
eine Möglichkeit zu geben, der Commission anzugehören.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Zur Geschäftsordnungertheile ich das Wort dem
Herrn Abgeordneten Lueg,

Abgeordneter Lueg: Ich möchte mich auch dafür ansprechen, daß für das Klcinbahn-
gesctz eine besondere Commission ernannt würde; ich glaube aber nicht, daß es zweckmäßig ist,
das jetzt schon zu thun. Ich würde vorschlagen, daß man die Angelegenheit zuerst im Plenum
zur Generaldebatte stellt, und in dieser Generaldebatte würde ich jedenfalls den Antrag stellen, daß
eine besondere Commission gewählt würde. Es wird wohl zweckmäßigsein, daß man heute von
der definitiven Bestellung einer Commission absieht, daß w^r den Antrag für das Plenum uns
vorbehalten, aber einstweilen die III. Fachcommifsionmit dieser Sache nicht behelligen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich darf wohl den Wuusch des Hauses dahin
fassen, die Sache vorerst im Plenum zu beratheu und hier eine Generaldistnssion darüber statt¬
finden zu lassen. Wenn alsdann der Beschluß des Hauses dahin geht, die Sache einer Commission
zu überweisen, würde dies geschehen. (Zustimmung.) Ich werde die Sache also für das
Plenum notireu.

Nr. 94 figurirt nicht in unferm Verzeichnis Nr. 95, Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusse«,betrcffeud die Nebernahme der Straße von Essen nach Gclscnkirchenals Prouinzial-
strahe, taun im Plenum behandelt werden. Gleichfalls Nr. 96, Bericht und Anträge des Pro-
vinzmlausschusscs,betreffend Antrag der Städte Barmen und Lüttringhansen auf Uebernahme der
sogenannten Vcckmann'schenStraße. Die folgenden Nummern betreffen nur Entlastungen und
gehen alle an die III. Fachcommission. Darüber hätten wir uns also verständigt.

Nun bleibt noch das Verzeichnis; der eingegangenen Petitionen, Nr. 26 der Drucksachen.
Es handelt sich um 7 Petitionen, die ich den betreffenden Commifsionen zur Vorberathung über¬
weisen werde.

Das mir inzwischenübergeben« Verzeichnis;der Mitglieder der Abtheilungen und der
von den letzteren gewählten Vorsitzendenuud Schriftführern weist nach, daß die Erste Abthei¬
lung zum Vorsitzendengewählt hat den Herrn Abgeordneten Dietze, zu dessen Stellvertreter den
Herrn Abgeordneten I)r. Schmidt, zum Schriftführer den Herrn Abgeordneten von Nandow »nd
als stellvertretenden Schriftführer den Herrn Abgeordneten Conze.

Die Zweite Abtheilung hat zu ihrem Vorsitzenden gewählt den Herrn Abgeordneten
Freiherrn von Solemacher-Antweiler, zum stellvertretenden Vorsitzendenden Herrn Abgeordneten
Pelizäus, zum Schriftführer den Herrn Abgeordneten Dr. Venn und zu dessen Stellvertreter den
Herrn Abgeordneten Freiherrn von Diergardt.

Die Dritte Abtheilung wählte zum Vorsitzenden den Herrn Abgeordneten O^l
Veissel von Gymnich, zu dessen Stellvertreter den Herrn Abgeordneten Lueg, zum Schriftführer
den Herrn Nbgeordeten Wallraf, zum stellvertretenden Schriftführer den Herrn Abgeordneten
Graf von Vrühl.

Die Vierte Abtheilung wählte als Vorsitzenden den Herrn Abgeordneten SclM
zum Stellvertreter Herrn Abgeordneten Friedcrichs. zum Schriftführer Hcrru Abgeordneten Kn»z,
zn dessen Stellvertreter Herrn Abgeordneten Wallenbor».
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Die Fünfte Abtheilung endlich wählte den Herrn Abgeordneten Lindemann zum
Vorsitzenden,zu dessen Stellvertreter Herrn Abgeordneten Reinhard, znm Schriftführer Herrn
AbgeordnetenFreiherrn von Scheibler und zu dessen Stellvertreter Herrn Abgeordneten Kattwinkel,

Die Abtheilungen haben sodann die Commissiouswahlcu vorgenommen. Das Resultat
der Commissionswahlen ist folgendes:

Die Wahlprüfungscommiffion ist gebildet aus den Herren Abgeordneten: Haldy
als Vorsitzenden, Courth als Stellvertreter, Graf von Vrühl als Schriftführer, Möllenhofs
als stellvertretenden Schriftführer. Ferucr ans den Mitgliedern: von Bculwitz. Busch, Albert
Eruun. Fritzen, Eugen Graf von Hoeusbrocch, Clemens Freiherr von Hövel, Klein, Lehr,
Dr. Muth, Naab, Ludwig Heinrich Noechling.

Die Gcschäftsordnungscommission hat sich in folgender Weife gebildet:
Es ist gewählt worden zum Vorsitzenden: Herr Abgeordneter Lindcmann, zu seinem

Stellvertreter Herr Abgeordneter Vroich, zum Schriftführer Herr Abgeordneter Wallraf, zum
stellvertretenden Schriftführer Herr Abgeordneter von Hagen. Mitglieder sind die Herren
abgeordneten: Vönniger, Vouserath, Vreuer, von Ärenning, Theodor Croon, Fischer, vi-. Hanicl,
Eduard Ktthlwetter, vuu Kühlwetter, Ostcr, Ludwig Heinrich Nocchling.

Die Erste Fach com Mission besteht aus den Herren Abgeordneten: Vecker als Vor¬
sitzende»,Dietze als stellvertretendenVorsitzenden,Zwcigert als Schriftführer nnd Schüller als
stellvertretenden Schriftführer. Ferner ans den Mitgliedern: Graf Nciffel von Gymnich, Vusch,
Albert Croon, Dingelstad, von Grand-Ry. de Greift. Michels, Pelzer. Pflug, Quack,
Carl Rüchling.

Die Zweite Fachcommissiou besteht aus folgenden Herren Abgeordneten: Friederichs
^s Vorsitzenden, Oi-. Fromein als stelluertretendeu Vorsitzeuden, Wallenborn als Schriftführer,
"l- Muth als stellvertretendenSchriftführer. Mitglieder sind die Herren Abgeordneten: Vloem,
^lsenlohr, Frings, Freiherr von Geur-Schwevveuburg, Laeis, Moritz, Pelizaeus, Dr. Schmid;,
^°sst6, Simons, Dr. Venn.

Die Dritte Fachcommiffion hat gewählt als VorsitzendenHerrn Abgeordneten Lueg,
"s stellvertretendenVorsitzenden Herrn Abgeordneten Herrmann, als Schriftführer Herrn Ab¬
geordneten Freiherrn von Scheibler und als stellvertretenden Schriftführer Herrn AbgeordnetenKunz.
^e besteht weiter aus den Mitgliedern: Abgeordneten Andreae, Freiherr von Diergarbt, August
Freiherr von Hövel, Kattwinkel, Krawinkel, Linz, Meuser, Freiherr von Plettenberg-Mchrum,
Nantenstrauch,Schneemann, Freiherr von Wenge-Wulffen.

Meine Herren! Ich schlage Ihnen vor, die nächste Sitzuug stattfinden zu lassen morgen
^ttag 12 Uhr, damit die CommissionenZeit haben, von 10—l 2 Uhr sich mit ihren Arbeiten
ö" befassen. Ich würde dann die Herren Commisstonsvräsidentenbitten, die Geschäfte in den
^'"Missionen doch nach Thunlichteit zu beschleunigen,damit wir für die nächsten Tage wieder genü¬
gendes Arbeitsmaterial haben. '

AIs Tagesordnuug für die morgige Sitzuug tonnen wir nehmen:
Eingänge.

«,. . Beschlußfassung des Provinziallandtags über die Organisation der Denkmalspflege in der
ltmnprovinz. Dazu Bericht uud Auträgc des Prouiuzialausschusses.

N Bericht uud Autrag des Proviuzialausschusses, betreffend die Errichtung des Kaiser-
"Helm-Denlmals in der Nheinvrovinz.

Bericht und Antrag, betreffend den Ablauf der Dicustzeit des Laudesbauraths Dreling.
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Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Errichtung von landwirth-
schaftlichenWinterfchulen zu Wctzlar und Crcfeld.

Bericht und Anträge des Provinzialausschusses, betreffend die Umwandlung der Taub¬
stummenanstalt zu Aachen in eine ProvinzialHaubstummenanstalt.

Bericht und Anträge des Provinzialausschusses, betreffend die Ausbildung des unteren
Straßenbaupersonals.

Bericht des Provinzialausschusses über den Erlaß und die Ausführung des Gesetzes,
betreffend die Heranziehung der Fabriken «. mit Vorausleistungen für den Wegeban in der
Rheinprovinz, vom 4. August 1891.

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses über die Veräußerung eines Grundstückes
bei Lützel-Coblenz.

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Uebernahme der Straße
von Essen nach Gelsenkirchenals Provinzialstraße.

Bericht und Anträge des Provinzialausschusses, betreffend Antrag der Städte Barmen
und Lüttringhauscn auf Uebernahme der sogenannten Veckmann'schenStraße.

Ich würde dann noch nicht den Bericht des Provinzialausschusses über die Kleinbahnen
znr Diskussion stellen, weil nämlich diese Sache doch wahrscheinlichetwas mehr Zeit in Anspruch
nehmen wird, und wir daran mit frischen Kräften in einer anderen Sitzung Herangehen müssen.

Der Herr Abgeordnete Graf Veissel von Gymnich hat das Wort.
Abgeordneter Graf Veissel von Gymnich: Ich möchte bitten, den Bericht über das

Kaiser.Wilhclm-Denlmal noch nicht auf die Tagesordnung zu setzen, da es doch kaum möglich
ist, daß die Mitglieder des Landtags die Entwürfe alle gesehen haben. Wenn die Herren
gegessen haben, ist es spät am Tage und dann ist von dem Denkmal nicht mehr viel zu sehen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Dann wollen wir auf diesen Bericht noch
verzichten und im Uebrigen die Tagesordnung nehmen, die ich Ihnen mitgetheilt habe.

Ich schließedie Sitzung.

(Schluß der Sitzung: 2 Uhr 45 Minuten.)
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